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Der Sonderforschungsbereich 186 
"Statuspassagen und Risikolagen im 
Lebens verlauf" der Universität Bremen 
wird von der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft (DFG) gefördert.

Reinhold Sackmann / Ansgar Weymann / M atthias Wingens

Hochschulabsolventen im 
Transformationsprozeß der DDR*
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In der Soziologie sozialer Ungleich­
heit herrschten lange Zeit unange­
fochten statische Konzepte vor. So­
wohl Schicht- als auch Klassen­
theorien nahmen an, daß Positionie­
rungen in der Gesellschaft zeitkon­
stant über Querschnittsuntersuchun­
gen erhoben werden könnten. Ein­
zelnen Variablen wie Beruf, Bil­
dung, Einkommen oder Stellung im 
Produktionsprozeß wurde dabei - mit 
unterschiedlicher Gewichtung - eine 
entscheidende Rolle bei der Chan­
cenverteilung der Gesellschaft zuge­
schrieben. Als dynamischer Faktor 
galt allein "Mobilität", bei der die 
soziale "Vererbbarkeit" sozialer La­
gen in Familiengenerationen unter­
sucht wurde. Seit den 70er Jahren 
haben nun eine Reihe von Längs­
schnittstudien gezeigt, daß diese 
traditionelle statische Sicht ergän­
zungsbedürftig ist, da viele Un­
gleichheitslagen einen dynamischen 
Charakter aufweisen. Besonders 
prägnante Ungleichheitslagen wie 
etwa Armut, Arbeitslosigkeit, Bil­
dung betreffen nicht zeitkonstant 
dieselben Personen, sondern weisen 
eher den Charakter von Übergangs­
episoden auf.1 In der neueren Un- 
gleichheitsforschung hat sich zur 
Bezeichnung für dieses Phänomen 
der Begriff der "Verzeitlichung" so­
zialer Ungleichheit eingebürgert 
(Berger 1990).

Im Begriff der Verzeitlichung wer­
den neuere Lebenslauftheorien und

Ungleichheitstheorien miteinander 
verknüpft. In der Theorie des Le­
benslaufs (Kohli 1985; 1986) wurde 
festgestellt, daß der individuelle Le­
benslauf als Abfolge institutioneil 
definierter Lebensphasen selbst den 
Charakter einer Institution ange­
nommen hat, in dem Verläufe plan­
bar und erwartbar gestaltet werden. 
Diese Forschungsrichtung themati­
siert die zeitliche Strukturierung 
individueller Verläufe. In der Un­
gleichheitstheorie (Berger 1990; 
Osterland 1990) wurde betont, daß 
die zunehmende Dynamik makroso­
zialer Veränderungen seit den 70er 
Jahren immer häufiger zu irregulä­
ren beruflichen Verläufen führt, de­
ren zeitliches Moment in Form von 
befristeten Stellen und "Ungleich­
heitsphasen" ein bedeutendes Ge­
wicht bei der Bestimmung der So­
zialstruktur der Gegenwartsgesell­
schaft zukommt. In dieser For­
schungsrichtung wird die zeitliche 
Bedeutung makrosozialer Verände­
rungen in den Vordergrund gerückt. 
Der neue dynamische Ansatz, so­
ziale Ungleichheit unter beiden 
Aspekten, dem individueller Lebens­
laufveränderungen und makrosozia­
ler Veränderungen, in Längs­
schnittstudien zu untersuchen, wur­
de in Deutschland durch die Studien 
des Sfb 3 und des MPI bekannt. Eine 
der wichtigsten empirischen Studien 
(Blossfeld 1989) zeigte dabei, daß es 
im Lebenslauf entscheidende Status­
passagen gibt, die den folgenden
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Verlauf weitgehend determinieren. 
Dem Übergang vom Bildungs- in 
das Berufssystem, dem sogenannten 
"entry-job", kommt eine solch ver­
laufsprägende Stellung zu. Gleich­
zeitig bewirkt der gesellschaftsge­
schichtliche Zeitpunkt des Berufs­
eintritts als Ko-Determinante einen 
kohortenspezifischen Prägungsef­
fekt: eine ungünstige Arbeitsmarkt- 
situation zum Zeitpunkt des Be­
rufseintritts führt zu langwirkenden 
Beeinträchtigungen des Berufsver­
laufs, einem sogenannten "scarring" 
entsprechender Kohorten. Bei Ko­
horten, deren Berufseintritt in Zeiten 
günstiger Arbeitsmarktsituationen 
fällt, treten dagegen langfristig 
wirkende Startvorteile auf.

Ziel der Vorstudie des Projektes A4 
war die Beantwortung der Frage, ob 
dieses Ergebnis eines kohortendiffe­
renzierenden entry-job-Effektes auch 
auf Zeiten sehr schnellen makroso­
ziologischen Wandels, wie er durch 
den Zusammenbruch des DDR-Sy- 
stems gegeben ist, anzuwenden sind. 
Dazu wurden die Berufsverläufe von 
zwei Akademiker-Kohorten vergli­
chen, deren Berufseintritt unter stark 
differierenden Arbeitsmarktlagen er­
folgte. Der Berufseintritt der Hoch­
schulabsolventenkohorte 1985 fand 
unter den Bedingungen des alten 
DDR-Regimes statt, d.h. als völlig 
risikolose Statuspassage. Der Be­
rufseintritt der Absolventenkohorte 
1990 Hel dagegen in die Zeit der 
"Wende", deren Turbulenzen einen 
besonders risikoreichen Berufsein­
tritt wahrscheinlich machten. Bei 
diesem Ansatz dynamischer Un­
gleichheitsforschung wird ein beson­
ders folgenreicher Übergang des in­
dividuellen Lebenslaufs, der Berufs­
eintritt, unter besonderer Berück­
sichtigung sozialen Wandels, der 
durch ein Kohortendesign desag- 
gregiert wird (Ryder 1965), in den 
Mittelpunkt der Untersuchung ge­
rückt. Sowohl das individuelle Er­
eignis (Berufseintritt) als auch das

gesellschaftliche Ereignis ("Wende") 
werden dabei nicht, wie in Quer­
schnittsuntersuchungen üblich, als 
punktuelle Vorgänge aufgefaßt, son­
dern als Ausgangspunkt lange wir­
kender Verlaufsprozesse.

Methodisch wurden in der Vorstu­
die, über die hier berichtet wird, 
biographische Leitfadeninterviews 
mit 40 Hochschulabsolventen ge­
führt, die sich je hälftig auf die bei­
den genannten Kohorten, die Uni­
versitäten Rostock und Leipzig so­
wie auf die Fächer Agrarwissen­
schaft und Chemie verteilen. Zeit­
lich konnte das Vorprojekt die Be­
rufsverläufe der Befragten nach 
Studienabschluß bis Ende 1992 ver­
folgen. Die Ergebnisse und Hypo­
thesen dieser Vorstudie werden in 
einer großangelegten Befragung En­
de 1994 auf ihre Generalisierbarkeit 
hin überprüft. Das Projekt verbindet 
eine qualitative mit einer quantitati­
ven Längsschnittstudie (sog. Mikro- 
und Makropanel). Hinter dieser Me­
thodologie steht die Überlegung, daß 
individuelle Entscheidungen, die 
individuelle Berufsverläufe struktu­
rieren, nur in qualitativen Untersu­
chungen verstehend rekonstruiert 
werden können, während generelle 
Aussagen über das Zusammenspiel 
institutioneller Bedingungen und in­
dividueller Handlungen nur mit 
Hilfe quantitativer Längsschnittun­
tersuchungen geprüft werden kön­
nen.

Im folgenden werden einige Haupt­
ergebnisse der Vorstudie dargestellt 
(vgl. dazu Sackmann/Wingens 
1994a; 1994b).2
Jede Studie, die sich mit Berufsver­
läufen im Transformationsprozeß 
beschäftigt, muß sich fragen, welche 
Verlaufsgrundlagen in der DDR ge­
geben waren. In gängigen Klischees 
gilt die DDR-Wirtschaft als stati­
sches Gebilde, das über einen Plan 
in Form einer "Kommandowirt­
schaft" zusammengehalten wurde.

Komplementär zu diesem hierarchi­
schen Modell wird vermutet, daß die 
Mentalität der unter diesem System 

__________________ weiter auf S. 3

Editorial
Liebe Leserin, lieber Leser,

diese vierte Ausgabe des Slb-Reports 
enthält drei Beiträge, die einen 
Einblick in die laufende Forschungsar­
beit der Teilprojekte geben. Sie ver­
deutlichen den für den Sfb konstituti­
ven Ansatz der akteurs- und institutio­
nenbezogenen Lebenslaufforschung. 
Der erste Beitrag aus dem Projektbe­
reich "Übergänge von der Ausbildung 
in das Erwerbssystem" berichtet aus 
der Akteursperspektive über die Folgen 
der Arbeitsmarkttransformation in den 
neuen Bundesländern auf den Berufs­
start von Hochschulabsolventen. Aus 
dem Projektbereich "Statuspassagen 
innerhalb der Erwerbsarbeit" stammt 
der ¿weile Beitrag, der sich aus der In­
stitutionenperspektive mit den Auswir­
kungen der Gesundheitsreform auf die 
Leistungspolitik der Krankenkassen 
belaßt. Der dritte Beitrag aus dem For­
schungsbereich "Übergänge /wischen 
Erwerbssystem und sozialer Siche­
rung* entwickelt aus historischer Sicht 
am Beispiel der Sozialversicherung 
wie sozialpolitische Regulierungen und 
Definitionsprozesse einerseits und die 
Artikulation von Versorgungsansprü­
chen andererseits dazu beigelragen ha­
ben, die berufliche Risikobiographie zu 
konstituieren.
Die empirischen Ergebnisse werden im 
Kontext aktueller Konzepte der Le- 
bcnslaufforschung diskutiert wie Ver- 
zeitlichung sozialer Ungleichheit, 
Risikobiographie und institutioneller 
Paternalismus.

& 'K. i

Prof. Dr. Walter R. Heinz
Sprecher des Sfb 186_______________
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sozialisierten Akteure eine Tendenz 
zu Passivität und Gelenkt-Werden 
aufweist, d.h. eine Inkompatibilität 
biographischer Kompetenzen mit 
marktwirtschaftlichen Anforderun­
gen3. Gerade in beruflicher Hinsicht 
seien die DDR-Bürger an sichere 
und lebenslange Arbeitsplätze ge­
wöhnt, ohne die Notwendigkeit akti­
ven Suchverhaltens kennengelernt 
zu haben. Nun zeigen, konträr zu 
dieser Auffassung, mehrere Studien, 
daß die Berufsverläufe von Akteuren 
in der DDR durch eine ausgeprägte 
Mobilität gekennzeichnet waren 
(vgl. Huinink/Solga 1994). Mobilität 
zwischen Betrieben und Berufen war 
in der DDR üblich, obwohl sie in der 
herrschenden Ideologie als schädli­
che "Fluktuation" kritisiert wurde 
(vgl. Stollberg 1988). Wie war 
dieses Auseinanderklaffen zwischen 
Anspruch, Außenbild und Realität 
möglich?

Wir haben den Übergang vom Stu­
dium zum Beruf besonders genau 
untersucht, der insofern als Indikator 
für Gesamtstrukturen gelten kann, 
da er dem Idealbild einer "Kom­
mandowirtschaft" zu entsprechen 
schien. Eine spezielle Behörde, die 
"Absolventenvermittlung", auch 
"Absolventenlenkung" genannt, 
hatte die Aufgabe, Studenten der 
letzten Semester schon vor Studien­
ende einen Arbeitsplatz zuzuweisen. 
Was wie ein klassischer Fall von 
Dirigismus und Einübung in Passivi­
tät klingt, stellte sich in den Inter­
views als bloße planwirtschaftliche 
Fassade heraus. Mehr als die Hälfte 
der Absolventen hatte sich selbst 
einen Arbeitsplatz gesucht; die 
"Absolventenvermittlung" bestätigte 
diese Eigenaktivitäten nur noch ex 
post. Und auch den übrigen Absol­
venten wurde kein Arbeitsplatz zu­
gewiesen, sondern vielmehr eine 
Angebotsliste zur Auswahl vorge­
legt4’5. Die Absolventen waren also 
durchaus daran gewöhnt, Eigenak­
tivitäten zu entwickeln, um eine Ar­

beitsstelle zu finden. Dies zeigte sich 
noch deutlicher an den relativ häufi­
gen Stellenwechseln in der DDR 
nach Berufseintritt: gerade weil ent­
sprechende Mobilitätsmedien (Stel­
lenangebote in Zeitungen, über Ar­
beitsämter) nicht vorhanden waren, 
mußten diese zwischenbetrieblichen 
und -beruflichen Wechsel in völliger 
Eigenregie durchgeführt werden. 
Damit soll nun nicht behauptet wer­
den, daß diese Eigenaktivitäten be­
sonders effizient für die Wirtschaft 
gewesen seien oder gar schon Vor­
formen des Marktes dargestellt hät­
ten, wohl aber weist dies darauf hin, 
daß die DDR-Absolventen über aus­
reichende Kompetenzen6 zu syste­
matischen, eigeninitiierten Suchak- 
tivitäten verfügten.

Der Berufseintritt der Absolventen 
1985 verlief unproblematisch und 
risikolos; alle Absolventen erhielten 
nach dem Studium eine Arbeits­
stelle. Was passierte nun 1990 nach 
der Wirtschafts- und Währungs­
union, als es zu erheblichen Verän­
derungen der Rahmenbedingungen 
kam? Grundsätzlich gehörten Aka­
demiker zu den Arbeitsmarktgrup­
pen mit geringeren Schwierigkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt. Die Varianz 
war allerdings groß, da die Berufe­
struktur der DDR nicht kompatibel 
mit der westdeutschen Struktur war. 
Die untersuchten Agraringenieure 
z.B. hatten erheblich mehr Arbeits- 
marktprobleme als die Chemiker, da 
der Landwirtschaftsbereich zu den 
vom Arbeitsplatzabbau am stärksten 
betroffenen Branchen zählte. Die 
Unterschiede zwischen den Fach­
gruppen in bezug auf das Risiko, ar­
beitslos zu werden, waren allerdings 
nicht so stark wie die Unterschiede 
in Hinblick auf die Notwendigkeit, 
das Fachgebiet zu wechseln. Letzte­
res kam bei Agraringenieuren sehr 
viel häufiger vor als bei Chemikern. 
Das Abstiegsrisiko derartiger beruf­
licher Umorientierungen ist aller­
dings aufgrund der bisherigen Daten

noch schwer abschätzbar, da durch­
aus nicht nur Abstiege, sondern auch 
Umstiege in höher qualifizierte 
Facharbeitsmärkte gelangen. Gültige 
Daten können hierzu erst nach der 
in Angriff genommenen quantitati­
ven Erhebung unter Berücksichti­
gung eines längeren Zeitraums ge­
wonnen werden.

Die im Hinblick auf das Studienfach 
getroffene Aussage, das Risiko, ar­
beitslos zu werden, sei weniger aus­
sagekräftig als die Risiken (und 
Chancen!) beruflicher Umorientie­
rung, gilt auch für einen Vergleich 
zwischen den beiden Kohorten. Ent­
gegen der in den Befunden der west­
deutschen Lebenslaufforschung 
gründenden Vermutung zeigte sich, 
daß der gelungene Berufseinstieg der 
Kohorte 1985 nicht zu Vorteilen ge­
genüber dem schwierigeren Berufe­
einstieg der Kohorte 1990 führte. 
Zwar war das Risiko, arbeitslos zu 
werden, beim Berufeeinstieg der 
Kohorte 1990 größer, im Zeitverlauf 
nahm allerdings die Zahl der Ar­
beitslosen der Kohorte 1985 zu, 
während sie bei der Kohorte 1990 
abnahm. In vielen Fällen war es so, 
daß die jungen Berufseinsteiger der 
Kohorte 1990 schneller freiwillig 
berufliche Umorientierungen Vor­
nahmen und damit sich bietende Ar- 
beitsmarktchancen nutzten, während 
die Absolventen der Kohorte 1985 
langsamer auf die neue Situation 
reagierten und erst später, z.T. erst 
bei eingetretener Arbeitslosigkeit, 
aktiv wurden. Allgemein kann man 
daraus folgern, daß der entry-job al­
lein keinen ausreichenden Prädika- 
tor für den weiteren Berufsverlauf 
darstellt. Erforderlich ist vielmehr 
auch ein Mindestmaß an betriebli­
cher und beruflicher Kontinuität, 
damit es zu "Schutzeffekten" für 
"erfahrene" Kräfte kommt. Umge­
kehrt kann es gerade in Situationen 
schnellen Wandels ein Vorteil für 
Berufseinsteiger sein, daß sie weder 
beruflich noch betrieblich stark ein­

3
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Kohorte 1985

1990 1991 1992

M onate nach Hochschulabschluss

! =  se lb s ts tä n d ig  2 = im Fachgebiet beschaeftigt 3 = tachtrem d beschaet'tigt
4 =  W eiterbildung 5 =  arbeitslos 6 =  noch im Studium

Kohorte 1990

1990 1991 1992

Monate nach Hochschulabschluss

1 -  selbststaendig 2 *  im Fachgebiet beschaet'tigt 3 =  fachfrem d beschaeftigt
4  a  W eiterbildung 5 =  arbeitslos 6 =  noch im  Studium

gebunden sind, so daß sie auf sich 
bietende Gelegenheiten schneller 
eingehen können. Unter den Bedin­
gungen raschen makrosozialen 
Wandels der Wirtschaftstransforma­
tion läßt sich unseren Daten zufolge 
keine verlaufsprägende Wirkung des 
"entiy-job-Effekts" feststellen.

Bei einer genaueren Betrachtung der 
"Wende-Gewinner" und "-Verlierer" 
fällt auf, daß das Geschlecht stark 
chancendifferenzierend gewirkt hat. 
Frauen wiesen ein höheres Arbeits­
losigkeitsrisiko und ein höheres Ri­
siko fachfremder Beschäftigung auf. 
Auch hierbei ist es wichtig, den dy­
namischen Verlauf und seine Ent­

scheidungsstrukturen genauer zu 
analysieren. Frauen waren in der 
DDR zu fast 100% in das Erwerbs­
leben integriert. Dennoch kann man 
feststellen, daß schon zu DDR-Zei- 
ten Kinderunterbrechungen Ein­
flüsse auf den geschlechtsspezifi­
schen Erwerbsverlaufs ausübten. 
Während bei Männern Kinder kei­
nerlei Auswirkungen auf den Er­
werbsverlauf hatten, gab es bei den 
Frauen typischerweise im Anschluß 
an den Mutterschaftsurlaub Verän­
derungen der beruflichen Stellung, 
die in der Regel zu randständigeren 
Positionen im Betrieb führten (z.B. 
Wechsel von der Abteilungsleitung 
"Rinderproduktion" in die Betriebs­
verwaltung). Im Falle des Fortbeste­
hens der DDR hätten derartige 
Wechsel wohl nur die betrieblichen 
Aufstiegschancen der entsprechen­
den Frauen beeinflußt. Nach der 
"Wende" jedoch waren gerade diese 
Stellen besonders rationalisierungs­
gefährdet und führten zu Arbeitslo­
sigkeit und/oder stärkerem betriebli­
chem Abstieg. Die Benachteiligung 
von Frauen auf dem "Nachwende- 
Arbeitsmarkt" war aufgrund der un­
gleichen Verteilung von Familien­
pflichten schon durch eine ge­
schlechtsspezifische Arbeitsteilung 
auf dem "Vorwende-Arbeitsmarkt" 
latent vorhanden.

In den ersten zwei Jahren nach der 
"Wende" hat die große Mobilität und 
geringe Schließungskraft vieler Be­
rufe zu einer Offenheit von Struktu­
ren geführt, die z.T. mit den eisten 
beiden Nachkriegsjahrzehnten West­
deutschlands vergleichbar ist. Auch 
in diesem Zeitraum begünstigte der 
schnelle Wandel der Wirtschafts­
und Sozialstruktur eine umfang­
reiche laterale und vertikale intrage- 
nerationale Mobilität (vgl. Blossfeld 
1989; Huinink/Solga 1994). Die 
geringen Berufsverbleibsraten sowie 
die Häufigkeit der beruflichen Um­
orientierungen und Quereinstiege, 
die charakteristisch für die

4
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"Nachwendezeit" sind, weisen dazu 
strukturell Parallelen auf. Insofern 
ist gerade für diesen Zeitraum das 
Konzept der "Verzeitlichung" sozia­
ler Ungleichheit fruchtbar. Aller­
dings bleibt hervorzuheben, daß im 
Unterschied zur Nachkriegszeit die 
Kopplung zwischen dem Bildungs­
niveau und der Stellung im Beruf 
enger geworden ist. Insofern könnte 
sich hinter einer Zunahme der late­
ralen Berufsmobilität in der "Nach­
wendezeit" eine verstärkte Abge­
schlossenheit der (Bildungs-) 
Schichten verbergen. Für diese 
These würde auch die generelle 
Schrumpfung des Arbeitsmarktes 
sprechen, die ebenfalls tendenziell 
eine Verfestigung von Schichtgren­
zen begünstigen dürfte. Um dieser 
Frage genauer nachzugehen, wird in 
der quantitativen Retrospektiverhe­
bung (Haupterhebung) unseres Pro­
jekts zusammen mit Akademikern 
auch ein Parallelsample von Abgän­
gern einer beruflichen Lehre befragt. 
Erst der Vergleich dieser Bildungs- 

, schichten wird zeigen, welche Con- 
straints die Gelegenheitsstruktur in­
dividueller Entscheidungen im Be­
rufsverlauf präformieren.

Anmerkungen:

* Ein Bericht aus dem Teilprojekt 
A4 "Berufliche Verläufe im Trans­
formationsprozeß"
1 Vgl. Buhr 1994; Leisering 1993; 
Rohwer 1992.
2 Ein ausführlicher Ergebnisbericht 
liegt in Form zweier Sfb-Arbeitspa- 
piere (Sackmann/Wingens 1994c; 
1994d) vor und kann über die Ge­
schäftsstelle des Sfb 186 angefordert 
werden (s.a. S. 17).
3 Die politische Entlastungsfunkti­
on dieses Arguments ist offenkun­
dig. Aber auch von wissenschaftli­
cher Seite -so z.B. Mayntz 1992- 
wird jene Vermutung geäußert.
4 Diese Situation war, wie uns Kol­
legen aus der DDR berichteten, in 
der Spätphase der DDR üblich. Nur

bei politisch brisanten Berufen, wie 
z.B. angehenden Staatsanwälten, 
kam es noch zu "Verschickungen" 
gegen den Willen der Absolventen.
5 Das Phänomen der vielen Stel­
lenwechsel trotz nicht vorhandener 
formeller Stellenmärkte läßt sich 
durch die aufgrund einer fehlenden 
Ausdifferenzierung von Preismecha­
nismen systematisch konstituierten 
"Anbietermärkte" bzw. eines syste­
misch produzierten "Arbeitskräfte­
mangels" in den Betrieben erklären 
(Schrimpff 1983).
6 Differenzen zu westdeutschen Ab­
solventen bestehen also nicht in be­
zug auf berufsbiographische Kom­
petenzen; was sich in den Interviews 
zeigte, waren vielmehr differierende 
biographische Präferenzen: das do­
minante Motiv bei Stellenwechseln 
in der DDR war Partner- und/oder 
Heimatnähe.
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Dietrich Milles

Risikobiographie und historischer Wandel des So 
zialversicherungssystems*
Zwischen den Lobeshymnen zum 
hundertjährigen Bestehen der Sozi­
alversicherungszweige in Deutsch­
land ist neuerdings wieder die Rede 
vom "erschöpften Sozialstaat" nebst 
eingebauten "Verschwendungspoten­
tialen", bzw. von seiner nicht gerade 
gerechten "exzessiven Ausdehnung" 
(J. Becker 1994). Ist das deutsche 
Sozialversicherungssystem am Ende, 
während es anderweitig neu entdeckt 
wird? Die Klagen sind nicht neu und 
in der jüngeren deutschen Geschich­
te vor allem dann zu vernehmen, 
wenn mit Verweis auf nationale Lei­
stungsfähigkeit die Grenze "zwi­
schen den Rechten des einzelnen 
und den Rechten der Gesamtheit" 
(L. Bernhard 1912, S. 4) neu mar­
kiert wurde.

Im Vorfeld des 1. Weltkrieges bei­
spielsweise sollten "soziale Rück­
sichten" zugunsten "notwendiger 
Bewegungsfreiheit" zurückstecken. 
Insbesondere die Arbeiterversiche- 
rung bringe "Gefahren für die 
Volksgesundheit mit sich" (ebd., S. 
55), weil "viele Millionen Augen auf 
den geldspendenden Versicherungs­
mechanismus" (ebd., S. 48) gerichtet 
wären. Im vorübergehenden Auf­
schwung der Weimarer Republik 
hieß es später, die Sozialversiche­
rung "untergräbt die Mannhaftig­
keit, begünstigt körperliche und see­
lische Verweichlichung, führt zu 
bewußter Krankheitszüchtung" (E. 
Liek 1927, S. 17).

* Ein Bericht aus dem Teilprojekt D l 
"Konstruktion biographischer Risiken durch 
Berufskrankheitenverfahren 1889 - 1929"; 
Team: PD Dr. Dietrich Milles, DipI.Soz. 
Monika Sniegs, Lars Kaschke

Wie sind die ebenso kritisierten wie 
gelobten Mechanismen der Sozial­
versicherung (1883 Kranken-, 1884 
Unfall- und 1889 Invaliditätsversi­
cherung) über eine so lange Zeit 
hinweg stabil geblieben und wie sta­
bil sind sie heute noch?

Sicherung als Disziplinierung?

Die Beschäftigung mit der Geschich­
te der Sozialversicherung war bis­
lang, abgesehen von den diversen 
Festschriften, insbesondere auf das 
Wechselverhältnis von "Subsistenz­
sicherung und sozialer Disziplinie­
rung" (Ch. Sachße, F. Tennstedt 
1986, S. 12) ausgerichtet und hat die 
betroffenen Arbeitnehmer haupt­
sächlich als Objekte oder Adressaten 
der öffentlichen Sozialpolitik begrif­
fen. Die Geschichtsschreibung hat 
vor allem die Defizite der Sozialver­
sicherung herausgestellt: die gegen 
die Arbeiterschaft gerichtete soziale 
Ungerechtigkeit und die verweigerte 
Teilhabe an der Politik sozialer 
Sicherung (V. Hentschel 1983, S. 
30). Erklärt werden muß aber, 
warum betroffene Arbeitnehmer sich 
überhaupt auf institutionelle Rege­
lungen einließen, die ihnen zunächst 
weniger versprachen (nämlich 
durchschnittlich 187 Mark Inva­
liden* bzw. 186 Mark Altersrente 
pro Jahr), als ihnen in der Armen­
pflege zukam. So stand ‘im histori­
schen Wandel des Sozialversiche­
rungssystems nicht die Frage einer 
qualitativ spürbaren Umverteilung 
von Lebenseinkommen zugunsten 
Minderbemittelter im Mittelpunkt.

Vielmehr wurde mit dem Sozialver­
sicherungssystem eine breit akzep­

tierte gesellschaftliche Demarkati­
onslinie gezogen, die normale Ar­
beitsfähigkeit integrierte und Lei­
stungspflicht etablierte. Diese "Nor­
malisierung von Erwerbsarbeit" 
(ebd., S. 29) war nicht nur ein mehr 
oder weniger verborgener Sinn der 
Arbeitspolitik zum Ende des Jahr­
hunderts, sondern auch eine rationa­
le Forderung der Arbeitskräfte, die 
aus dem "Revolutionsdilemma" 
führte und alltägliche Handlungs­
chancen eröffnete.

Historisch wird zur Untersuchung 
dieser Fragen in dem Teilprojekt Dl 
der Zeitraum näher betrachtet, in 
dem das Sozialversicherungssystem 
erstmals mit veränderten Risiko­
strukturen und neuen gesellschafts­
politischen Bestrebungen konfron­
tiert wurde. Dies war um die Jahr­
hundertwende der Fall, als längerfri­
stige und komplexe Gesundheitsge­
fährdungen in den Vordergrund tra­
ten und zugleich nach dem Fall des 
Sozialistengesetzes wie im Vorfeld 
des 1. Weltkrieges eine nationale 
und integrative Leistungsorientie­
rung entwickelt wurde. Hierbei 
spielten technische und wirtschaft­
liche Entwicklungen (Chemisierung, 
Elektrifizierung, Mtorisierung, Tay­
lorismus, Fordismus) ebenso eine 
Rolle wie eine "dichtere" Le­
bensweise oder die langsam wach­
sende Bedeutung der Frau in Politik 
und Gesellschaft.

Erklärt werden muß demgegenüber, 
wie die relativ stabilen Steigerungs­
raten für Versichertenzahlen und 
Kosten (hier beispielhaft in der Inva­
liditätsversicherung) durch alle diese 
Veränderungen, Tiefen und Auf­
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schwünge hindurch zustande kamen, 
die u.a. in unserer Untersuchung auf 
der Basis der gesamten Bilanzen der 
Sozialversicherung berechnet wur­
den (siehe Schaubild 1). Offenkun­
dig ist der zeitliche Zusammenhang 
zu der sozialpolitischen Ausrich­
tung, die als "Bereisung" der Lan- 
desveisicherungsanstalten mit be­
sonders hohen Rentenzuwachsraten 
in den ersten Jahren dieses Jahrhun­
derts durch das Reichsversiche- 
rungsamt organisiert wurde. Doch 
diese Ausrichtung wirkte, wie die 
Zahlen einzelner Landesversiche­
rungsanstalten zeigen, nicht als 
wachsende Ablehnung, sondern als 
Verhinderung von Rentenanträgen.

Die sozialpolitische Ausrichtung auf 
dem Hintergrund veränderter Risi­
kolagen und institutioneller Eigen­
dynamik erfolgte um die Jahrhun­
dertwende als merkwürdige Spal­
tung:

- Zu einem Teil wurde Sozialversi­
cherungspolitik als symbolische 
Politik entwickelt, die sich als er­
folgreiche Prävention und Ge­
sundheitsförderung darstellen 
konnte und auf eine Verhinderung 
von Anträgen und Verfahren ziel­
te. Hierbei standen Dethematisie- 
rung ursächlicher Problemzusam­
menhänge, also vor allem die Ver­
hinderung problembezogener 
Kommunikation und eine Umdefi­
nition vorhandener Schädigungen 
im Mittelpunkt. Die Ansprüche der 
Betroffenen blieben eine nicht ein­
gelöste Option.

- Zu dem anderen Teil wurde Sozi­
alversicherungspolitik als Verfah­
ren weiterentwickelt, in dem An­
sprüche tatsächlich artikuliert wer­
den konnten und mußten, in dem 
aber auch die Leistungsvorausset­
zungen und Leistungen selbst ver­
handelt, angepaßt, ausgeformt und 
anerkannt wurden. Hierbei wurden 
die kommunikativen Beziehungen

zwischen Betroffenen, Interessen- 
vertretem, Versicherungsträgem, 
Experten und Behörden entwik- 
kelt.

Diese beiden Strukturelemente 
konnten ihre teilweise widersprüch­
lichen Wirkungen (vor allem hin­
sichtlich der Kommunikation) einer­
seits über die Interessen der betrof­
fenen Arbeitnehmer, andererseits 
über die spezifischen Fertigkeiten 
der ärztlichen Profession entfalten. 
Die Arbeitnehmer hatten ein wider­
sprüchliches Interesse daran, Ge­
sundheitsschädigungen nach aller 
Möglichkeit, also inklusive der Ver­
drängung oder Umdefinition, nicht 
artikulieren zu müssen, nicht wirk­
sam werden zu lassen und zugleich 
darüber hinausgehende Schädigun­
gen als Folgen besonderer Belastun­
gen anerkennen zu lassen.

Auch das ärztliche Handeln wird 
durch die Betroffenen legitimiert, 
wobei sogar Nichthandeln bzw. hohe 
Handlungsschwellen beiderseits er­
wünscht sein können. Das ärztliche 
Primat der Diagnose fördert Vorbe­
halte und stärkt die wissenschaftli­
che Hoffnung auf die Selbsthei- 
lungskräfte der Natur. Die "Nullhy­
pothese" weist fehlende ärztliche 
Handlung als Entproblematisierung 
aus. Diese Rolle medizinischen Wis­
sens übernahmen auch die Ärzte, die 
zunächst selbstverständlich auf sei­
ten der Betroffenen standen. Doch 
die Gutachterrolle erlaubte ihnen ei­
ne Distanzierung von dem Wahl­
spruch "in dubio pro aegroto", die 
einer gespaltenen Sozialpolitik ent­
gegenkam. Nun mußten sie "von 
Amts wegen feststellen" und konn­
ten sich doch zugleich in einer gro­
ßen Kampagane (unter dem bis 
heute widersprüchlichen Motto 
"freie Arztwahl") gegen "Verbeam­
tung" (sei es durch die Sozialversi­
cherungsträger oder durch den 
Staat) zur Wehr setzen. Vor allem 
aber verknüpfte ärztliche Argu­

mentation soziale und biologische 
Normalitätsannahmen. In ärztlichen 
Attesten und Begutachtungen ging 
es darum, ob zumutbare Belastungen 
von einer wachsenden gesellschaftli­
chen Leistungsfähigkeit her (als ge­
sellschaftlich optimale Nutzung der 
Arbeitskraft) oder von einem Schutz 
gegen sozialen Abstieg aus bestimmt 
wurden (zumutbare Folgen für den 
Betroffenen).

Die "Risikobiographie" der Sozi­
alversicherung

Die Statuspassage aus dem Erwerbs­
leben, die hier betrachtet wird, stellt 
systematisch den männlichen Ar­
beitnehmer in den Mittelpunkt und 
organisiert bis heute institutionelle 
Steuerungen von dem männlichen 
"Ernährer" aus. Die Bedeutung die­
ser Statuspassage ist historisch von 
dem allgemeinen armenpolitischen 
Druck her zu verstehen. Die Exi­
stenzsicherung ging nun von einer 
stellvertretenden Fürsorglichkeit in 
die individuelle Verantwortung der 
Betroffenen über.

Die "vorzeitige" Arbeits- bzw. Er­
werbsunfähigkeit markierte eine er­
klärungsbedürftige Statuspassage 
aus der Erwerbsarbeit. "Besonders" 
mußte begründet werden, warum der 
durch Gesundheit und Arbeit ermög­
lichte Bürgerstatus trotz Verlust des 
einzigen Eigentums (nämlich Ge­
sundheit und dadurch Erwerbsfahig- 
keit) erhalten bleiben sollte. Gleich­
zeitig wurde mit der "vorzeitigen" 
Erwerbsunfähigkeit, also mit der ge­
sellschaftlich zu verantwortenden 
Unfähigkeit des Arbeiters, selbst für 
seine und seiner Familie Existenz zu 
sorgen, darüber verhandelt, welche 
sozialen Risiken "normal" sind und 
den arbeitsfähigen Gesellschaftsmit­
gliedern zugemutet werden können.

Wenn auch historisch unbestritten 
blieb, daß sozialer Abstieg ein struk­
turelles Merkmal dieser Statuspas­

7



Sfb 186 report Nr. 4/Januar 1995

Falibeispiele

Erster Fall: Der Schlosser H. wurde 1901 infolge eines Nervenleidens völlig 
erwerbsunfä hig u nd führte dies auf wiederholte elektrische Schläge zurück, die 
er in einer Schiffswerft und Maschinenfabrik erlitt Die Berufsgenossenschaft 
und auch das Schiedsgericht für Arbeiterversicherung wies den Antrag auf Un- 
fallrente ab, das Reichsversicheningsamt sprach dem Betroffenen 1903 die 
Entschädigung aufgrund eines ärztlichen Obergutachtens zu. In dem Verfah­
ren ging es um neue Gesundheitsrisiken {"Elektropathologie’’), die kombinier­
ten Wirkungen (unterschiedliche funktionelle und pathologische Veränderun­
gen), die wachsende Bedeutung der Kontextbedingungen (ob auf nassem Bo­
den, ob in gutem Ernährungszustand etc.), zeitlich unterschiedliche Folgen 
(sofortige Lähmungserscheinungen, multiple Sklerose nach mehr als einem 
halben Jahr) und diffuse Wirkungen (Kraftlosigkeit, Nervenleiden). All dies 
hatte der Schlosser angesprochen; in anderen Fällen (vor allem Vergiftungen) 
kamen seinerzeit insbesondere noch länger dauernde Expositionszeiten, also 
eine zeitliche Streckung bei der Verursachung hinzu.

sage sein sollte, so wurde doch des­
sen Ausmaß und Konkretion von 
Fall zu Fall entschieden. Was also 
später als "wesentlicher" Abstieg (F. 
Tennstedt 1972, S. 209ff) bezeichnet 
wurde, war selbst Gegenstand der 
Sozialversicherungsverfahren und 
wurde als Problem der "Zumutbar­
keit" verhandelt.

Das juristische Prinzip der Zumut­
barkeit ermöglichte eine Beurteilung 
konkreter Lebensverläufe auf der 
Grundlage abstrakter Vorstellungen 
von normaler Arbeitsfähigkeit und 
Gesundheitsbelastung. Der An­
spruch auf Rente wurde rechtlich auf 
dem Hintergrund einer typischen Ri­
sikokonzeption im Lebensverlauf, 
einer Risikobiographie, geprüft.

Die Risikobiographie wird in der 
deutschen Sozialversicherung durch 
eine Bilanzierung unzumutbarer Ge­
fährdungen sozialer Existenz kon­
struiert. Bilanziert wird die drohen­
de Diskrepanz zwischen erwarteter 
Leistungsfähigkeit und tatsächlicher 
Erwerbsfahigkeit im Erwerbsleben, 
sofern die Ursachen der Diskrepanz 
von den zu akzeptierenden Bela­
stungen und Schädigungen abwei­
chen. In den Sozia Iversicherungsver- 
fahren werden für die jeweilige 
Phase des Lebens zumutbare Ge­
fährdungen (primäre im Sinne von 
Verschleiß, Erkrankungen etc. und 
sekundäre im Sinne von unsicherer 
Zukunft, sozialem Abstieg etc.) aus­
gehandelt. Das Erwerbsleben des 
männlichen "Normalarbeiters" wird 
dabei differenziert nach einer ele­
mentaren körperlichen Arbeitsfähig­
keit, die gesellschaftlich zu schützen 
ist, und hinzugewonnenen Fähigkei­
ten oder Verhältnissen, die keinen 
gesellschaftlichen Schutz bedingen.

Die Revisionsentscheidung des 
Reichsversicherungsamtes (RVA) 
vom 31.10.1900 (Amtliche Nach­
richten 1902, S. 503) beschrieb das

zugrunde gelegte Körper- und Ge­
sellschaftsbild, nach dem "in jedem 
Menschen sozusagen eine rohe Kraft 
steckt, das heißt die Fähigkeit, sich 
mit seinen gesunden Gliedmaßen zur 
Verrichtung der aller gewöhnlich­
sten, keinerlei Vorkenntnisse oder 
Übung irgend einer Art erforderli­
chen Arbeit auf den Arbeitsmarkt zu 
stellen. Diese rohe Arbeitskraft kann 
jedoch durch besondere Fähigkeiten 
und Fertigkeiten, seien diese nun 
geistiger oder körperlicher Art, nur 
gesteigert und dadurch auch wirt­
schaftlich in erhöhtem Maße nutzbar 
gemacht werden. Unzulässig dage­
gen, weil vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus in sich wider­
spruchsvoll, erscheint die Annahme, 
daß durch hinzutretende "Fähigkei­
ten" die Möglichkeit einer Verwer­
tung jener ursprünglichen Kraft 
herabgedrückt werden könnte." (Zit. 
F. Tennstedt 1972, S. 36)

Die Risikobiographie ermöglichte in 
ihren individuellen und gesellschaft­
lichen Konstmktionselementen, bio­
logische und soziale Aspekte des 
Lebensverlaufs abzustimmen und 
zugleich die zu erwartenden Status­

passagen zu organisieren. Die ärztli­
che Begutachtung formulierte eine 
"Lebenskurve" oder "Lebenslinie", 
die in individueller Besonderung das 
Ansteigen (Entwicklung, Wachsen), 
die Höhe (sanft geschwungene Spit­
ze der Leistungsfähigkeit) und das 
Absinken ("Rückbildung", Nachlas­
sen) der Erwerbsfähigkeit standardi­
siert und in teilweise naivster Weise 
meßbar machen wollte (M. Rei- 
chardt 1942, S. 170ff; siehe Schau­
bild 2). Diese Linie unterstellt somit 
einen "neutralen Durchschnittstyp 
des Menschen" (H. Achinger 1959; 
Ch. Sachße, F. Tennstedt 1986, S.
11), der über die "Normalitätsgren­
zen des modernen Arbeitslebens" (E. 
Pankoke 1990, S. 205) hinaus dem­
nach durch erkennbare Einflüsse 
von spezifischer Konstitution und 
Umwelt (vor allem Arbeitswelt) be­
sonders auffällig wird. Die Aufgabe 
der medizinischen Begutachtung 
liegt in der fallspezifischen Abschät­
zung beider Variablen (Konstitution, 
Umwelt) im Hinblick auf die Vor­
geschichte und die Prognose einer 
Erkrankung und zugleich in der 
Fortschreibung der biologischen und 
sozialen Normalitätsunterstellungen.
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Fallbeispiele

Zweiter Fall: Die Näherin Berta K. arbeitete von 1908 bis 1910 in Charlot­
tenburg und erhob im Juli 1919 Anspruch auf Invalidenrente, weil sie wegen 
Schlaganfällen u.a. arbeitsunfähig war. In dem Verfahren ging es um die An­
spruchsvoraussetzungen, konkret um nicht nacheinander ausgestellte und lük- 
kenhafte Quittungskarten. In der Berufung deckte die Betroffene und später ihr 
Mann durch hartnäckige Nachfragen eine durchgängige Ignoranz auf: Der Ar­
beitgeber erklärte sich ohne weiteres nicht in der Lage, über die tatsächliche 
Beschäftigung die verlangte genaue Auskunft zu geben; die Allgemeine Orts­
krankenkasse Charlottenburg hatte für die fragliche Zeit 1908-1910 keine Mit­
gliederverzeichnisse; dem OVA 1921 war das Ableben der Näherin 1920 nicht 
einmal bekannt. Wenn auch die Revision verworfen wurde und es sich zu­
nächst um ein Verfahren handelte, bei dem die Schwierigkeiten zu Lasten der 
Betroffenen gingen, wurden wesentliche Verfahrens- und Strukturelemente des 
Sozialversicherungssystems durch das hartnäckige Betreiben des Verfahrens 
durch die Betroffenen inganggesetzt: Nachweise der Tätigkeiten bei Firmen; 
Mitgliederlisten bei Kassen; sorgfältiger Umgang mit Antragstellern; Einge­
hen auf artikulierte Positionen; intensive Erhebungen; genaue rechtliche Prü­
fung.

Der betroffene Arbeitnehmer erhielt 
mit diesem Orientierungsrahmen der 
Risikobiographie eine Option, sein 
Arbeitsleben gesellschaftlich zu be­
werten, seine Leistungen in dem ge­
sellschaftlichen Fortschreiten zu er­
kennen und seine Schädigungen in 
der Teilhabe an dem produzierten 
Wohlstand gewürdigt zu finden. 
Diese Option wirkte auch dann, 
wenn sie nicht realisiert wurde.

Die Handlungschance erwerbsunfä­
higer Arbeitnehmer, die durch die 
Artikulation ihrer Risiken innerhalb 
des Sozialversicherungssystems er­
öffnet wurde, war allerdings dop­
pelbödig. Ihr Bestreben, ein anstren­
gendes und riskantes Arbeitsleben 
nachzuweisen, stützte die Arbeits­
verweigerungsvermutung, mit der 
ihre Angaben überprüft wurden. Es 
war nicht leicht, gesundheitliche 
Schädigungen nachzuweisen, ohne 
durch eben diesen Nachweis der un­
angemessenen Ausnutzung der Soli- 
dargemeinschaft verdächtig zu wer­
den. Die disziplinierenden Aspekte

der Sozialversicherung sind vor al­
lem in dieser Verdoppelung sozialer 
Beziehungen durch Sozialversiche­
rungsträger und -verfahren zu su­
chen. Am herausragenden Beispiel 
der traumatischen Neurosen als si­

mulierter Erkrankung konnte so eine 
Rationalitätenfalle eingebaut werden 
(D. Milles 1993, S. 219ff). Die Risi­
kobiographie, die in den Verfahren 
formuliert wurde, konnte durch die 
Verfahren selbst zum Risiko werden. 
Diese Doppelbödigkeit, nicht die 
Fragen von Umverteilung oder Höhe 
sozialer Leistungen, band die betrof­
fenen Arbeitnehmer ein in die herr­
schaftsstabilisierende Funktion der 
Sozialversicherung. Disziplinierung 
erfolgte als soziale Praxis (A. Lüdtke 
1991).

Stabilität durch Dynamik

Rechtlich gesehen kann man von ei­
ner Erhöhung der Rechtssicherheit 
in den Verfahren durch "De-Thema- 
tisierung" des Rechts im Anspruch 
der Sozialversicherung sprechen. In 
den Verfahren sind Aushandlungs- 
prozesse möglich, die nicht durch­
weg belastet sind von der Frage, ob 
das Ergebnis, etwa die schließlich 
gezahlte Rente, richtig, also ausrei­
chend oder sozial gerecht ist. In die­
ser Ausformung des subjektiven 
Rechts wirkt die Reziprozität von 
Pflichten und Rechten nicht mehr

Schaubild 1

Kosten pro versicherter Person
Logarithmische Darstellung in Mark
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Schaubild 2

A lte r:

Abb. 6. Die Kürpoi-frrüßi- und deren Halbierungslinie in den einzelnen Lebensaltern. 
Xacii einer Abbildung aus den Lebensblattem der Allian/. und M uttjiarter Leben*- 

rersjVheriin2sbank. 7. Mar/ Heft -•>.

als "immanentes Korrektiv der 
Rechtsausübung” (N. Luhmann 
1981, S. 365). Das Rechtssubjekt 
kann seine Rechte jeweils konkret 
und rücksichtslos ausnutzen, und die 
zugrundeliegenden Normalitätsan­
nahmen brauchten nicht mehr auf 
ewig gesetzt, sondern konnten mit 
den Erwartungen selbst als verän­
derlich und ausreichend bindend 
verstanden werden. Die ausrei­
chende Bindung und die Konkre­
tisierung der Normalitätsannahmen 
wurden Produkt der Verfahren. Die 
damit ermöglichte Ausbalancierung 
von Rechten und Pflichten konnte 
abstrakter erfolgen, mußte sich aber 
konkret bewähren. War der wirt­
schaftliche und gesellschaftspoliti­
sche Boden für eine solche konkrete 
Bewährung vorhanden?

Um die Jahrhundertwende wurden 
bei all den angesprochenen wirt­
schaftlichen oder technischen auch 
die sozialen Beziehungen dynami­
siert: die gesellschaftlichen und poli­
tischen Verhältnisse waren nicht 
mehr auf stabile und austarierte In­
teressen, bzw. auf dauerhafte unter­
stellte Normalität aufgebaut, sondern 
auf Vorstellungen von steigender 
Produktivität und wachsenden Res­

sourcen. Prosperität, gerade auch im 
internationalen Konkurrenzkampf, 
versprach eine konfliktfreie gesell­
schaftliche Integration und wurde 
von Sozialreformem wie von 
"Großdeutschen" oder Groß­
industriellen gleicherweise gleich 
wenig hinterfragt. Einher ging damit 
allerdings auch das Eingeständnis 
der Veränderbarkeit sozialer 
Beziehungen, der rechtlich gesi­
cherten Teilhabe an 
gesellschaftlichen Ressourcen wie 
der notwendigen Aushandlung von 
Interessen. Dies blieb in der äußeren 
Form des späten Kaiserreiches weit­
gehend verborgen.

Um die Jahrhundertwende konnte in 
der Tat das gesellschaftliche Ver­
hältnis von Rechten und Pflichten 
strukturell dynamisiert werden. Be­
reits in der Mitte des 19. Jahrhun­
derts war angedacht, daß eine "mög­
lichst vollkommene Ausbildung" der 
individuellen Kräfte und der gesell­
schaftlichen Möglichkeiten besser 
angegangen werden kann, wenn die 
Kräfte und ihre gesellschaftliche 
Einbettung einen steten Aufschwung 
nehmen. Dieses dynamische Mo­
ment, das in Verbindung steht mit 
der beherrschenden Industrialisie­

rung und deren scheinbar unaufhalt­
samen Aufschwung zu mehr Kraft 
und Wohlstand, finden wir schließ­
lich zum Ende des Jahrhunderts 
ausgeprägt. Und es war in der Lage, 
das Sozia lveisicherungssystem 
strukturell zu stabilisieren und zu 
flexibilisieren. Institutionelle Diszi­
plinierung und Handlungschance der 
Betroffenen verloren ihre Gegensätz­
lichkeit.

Die bisherigen Befunde der Projekt­
arbeit zeigen denn auch eine er­
staunliche Intensität, mit der in den 
Unfall- und dann auch Invaliditäts­
verfahren über "normale" Belastun­
gen (Gesundheitsschäden, Ver­
schleiß), Anforderungen (Arbeitstä­
tigkeiten, Dauer des Erwerbslebens) 
oder Bedarfe (Minderung der Er- 
weibsfähigkeit, zumutbare Tätigkei­
ten) usw. diskutiert wurde. Solche 
Diskussionen gingen systematisch 
von den artikulierten Ansprüchen 
der Betroffenen aus - und hätten die 
betroffenen Arbeitnehmer nebst ge­
werkschaftlichen und ähnlichen In­
teressenvertretungen (Arbeiteisekre- 
täre) nicht diese Handlungsdimen­
sion entwickelt, dann hätte das 
Sozialversicherungssystem nicht die­
se stabilisierende Wirkung "oberhalb 
der Armenpflege" entfalten können.

In seinen Überlegungen zur gewerb­
lichen Arbeiterfrage hatte Werner 
Sombart die Frage aufgeworfen, wie 
Gesellschaft möglich ist, "wenn der 
Kapitalismus das herrschende Wirt­
schaftssystem ist". Mit Sicherheit, so 
kann doppelsinnig geantwortet wer­
den, nur mit der sozialpolitischen 
Leistung der betroffenen Arbeitneh­
mer. In diesem Sinne machen sich 
die regelmäßig hörbaren Angriffe 
auf das deutsche Sozialversiche­
rungssystem als fatale und auch wi­
dersinnige Wendung gegen ein ent­
wicklungsfähiges sozialpolitisches 
Steuerungsinstrument aus.
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Gerd M arsted t/ Ulrich M ergner

Risiko-Management und soziale Bedarfsdeckung in der Gesetz 
liehen Krankenversicherung (GKV): Entstehung eines neuen 
“institutioneilen Paternalismus" 71

I. Veränderte Risikowahmehmung 
und Handlungsstrategien in der 
GKV?

"Inwieweit tragen Institutionen des 
Arbeitsmarkts und der Sozialpolitik 
zur Verringerung oder zur Verstär­
kung von Risiken im Lebenslauf bei? 
Bleiben sie bei ihren "Normalitäts- 
un-terstellungen" über den Le­
benslauf oder stellen sie sich auf 
neue Lebensweisen in Arbeit und 
Partnerschaft um?" (HEINZ 1993, S.
12) - dieses "Leitthema" der For­
schungsprojekte im Sfb 186 stellt die 
Frage nach dem Verhältnis von 
Tendenzen der Beharrung und des

1 Ein Bericht aus dem Teilprojekt CI
"Prävention, Rehabilitation und Kassenpoli­
tik - Institutioneile Regulierung im Wan­
del?"; Team: Prof. Dr. Rainer Müller, Dr. 
Ulrich Mergner, Dr. Gerd Marstedt

Wandels in der Gestaltung der Re­
gulationsmuster wohlfahrtsstaatli­
cher Institutionen auf dem Hinter­
grund grundlegender und langfristi­
ger gesellschaftlicher Veränderun­
gen, wie sie mit den Begriffen 
"Modernisierung" und "Individuali­
sierung” zu fassen versucht worden 
sind. Gleichzeitig ist diese Frage 
derzeit auf der Tagesordnung aktuel­
ler sozialpolitischer Debatten - über 
Einsparungsnotwendigkeiten der öf­
fentlichen Hände angesichts leerer 
Kassen und die Problematik der Fi­
nanzierung wachsender Sozialversi­
cherungsausgaben über zunehmend 
steigende Beiträge. Die heftigen 
Diskussionen über die "Verschlan- 
kung" des Öffentlichen Dienstes und 
über die Privatisierung von Teil­
bereichen desselben, über zukünftige 
Strukturveränderungen in der Ge­

setzlichen Krankenversicherung, 
über eine zeitliche Begrenzung der 
Arbeitslosenhilfe, über die Einfüh­
rung einer durch private Zusatzlei­
stungen zu ergänzenden staatlichen 
Grundsicherung oder über die erst 
unlängst vom Arbeitgeberverband 
präsentierten Vorschläge zum Um­
bau des Sozialstaats (BDA 1994) 
zeigen, daß in der Frage sozialer 
Bedarfsdeckung durch staatliche und 
para-staatliche Institutionen2 einiges 
in Bewegung geraten ist.

^ Neben "Markt” und "Staat" werden in Be­
antwortung der Frage nach den Institutionen 
und/oder Prinzipien, die gesellschaftliche 
Bedarfsdeckung steuern, neuerdings häufi­
ger (wieder) "Gemeinschaften)" in die Dis­
kussion gebracht (im Sinne von durch Her­
kommen und gemeinsame Werte zusam­
mengehaltenen, primären gesellschaftlichen 
Gruppen), auf der anderen Seite aber auch 
Organisationen des "Dritten Sektors" zwi-
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Auch die Grundlagen der gesetzli­
chen Krankenversicherung sind von 
dieser Diskussion nicht ausgenom­
men; Stichworte wie Einführung von 
Regel- und Wahlleistungen, Auswei­
tung der Regelungen zur individuel­
len "Zuzahlung", Leistungsausgren­
zungen bzw. "Rationierung" mögen 
hier genügen. Aber auch diesseits 
solcher grundsätzlichen Debatten 
sehen sich die Organisationen der 
GKV seit geraumer Zeit veränderten 
Anforderungen und Risikokonstel­
lationen gegenüber, und dies nicht 
erst seit Inkrafttreten des Gesund- 
heitsstrukturgesetzes (GSG) im 
Jahre 1993, das Wettbewerbspara­
meter radikal veränderte (Risiko- 
strukturausgleich, Kassen-Wahlfrei- 
heit auch für gewerbliche Aibeit- 
nehmer) und die Kostenentwicklung 
im Gesundheitswesen durch "Decke­
lung" zu bremsen versuchte. Dabei 
ist allerdings insbesondere die sog. 
"Explosion" der Leistungsausgaben 
eher ein abgeleitetes Phänomen: Sie 
hat nicht nur etwas mit der starken 
Stellung der "Leistungsanbieter" zu 
tun, sondern ist auch Resultat einer 
historisch veränderten Risiko-Kon­
stellation im Bereich "Gesundheit", 
die seit geraumer Zeit auf der Hand 
liegt: "Vergrauung" der Bevölke­
rung, Bedeutungsgewinn chronisch- 
degenerativer Erkrankungen, nach 
wie vor hoher Anteil von Frührent­
nern, Schwerbehinderten und 
Schwerpflegebedürftigen, geringe 
Effizienz medizinischer Therapie bei 
chronischen Erkrankungen, aber 
auch verminderte berufliche und be­
triebliche Einsatzmöglichkeiten

sehen Markt und und Staat (also Genossen­
schaften, Stiftungen öffentliche und ge­
meinnützige Unternehmen, Wohlfahrtsver­
bände und sonstige gemeinnützige Vereine 
und Verbände; vergl. dazu etwa SEIBEL 
1994, S. 15). Da das Problem der Über­
schneidung und definitorischen Abgrenzung 
hierbei bislang nur ungenau geklärt ist, 
sprechen wir von "para-staatlichen Institu­
tionen", mit denen wir vor allem die Körper­
schaften öffentlichen Rechtes im System der 
sozialen Sicherungen meinen.

solch behinderter oder beeinträchtig­
ter Arbeitnehmer auf Schon-Arbeits- 
plätzen.

Damit stellen sich Fragen: Nehmen 
Akteure in den Organisationen der 
GKV diese Anforderungen und 
Probleme wahr? Wie? Welche
- überkommenen? reformierten? - 
Handlungsstrategien und Entschei­
dungssequenzen liegen dem alltägli­
chen Kassenhandeln zugrunde? Sie 
wurden im Sfb-Projekt CI “Norma­
tive Annahmen institutioneller Ak­
teure bei der Regulierung prekärer 
gesundheitlicher Lebenslagen am 
Beispiel der medizinischen Rehabili­
tation” empirisch aufgegriffen und 
durch Kurzrecherchen in insgesamt 
20 Kassen aus drei Kassenarten 
(Orts-, Betriebskrankenkassen, An- 
gestelltenersatzkassen), vor allem 
aber durch umfangreiche Fallstudien 
bei 6 Kassen dieses Samples zu be­
antworten versucht.3 Dabei stand 
zwar aufgrund ihres exemplarischen 
Charakters4 die Thematik "medizi­
nische Rehabilitation"5 im Vorder­
grund der Erhebungen, doch wurden 
ergänzend systematische Recherchen 
auch zu den Problembereichen Ar­
beitsunfähigkeit und Krankengeld, 
individuelle und betriebliche Ge­
sundheitsförderung/Prävention, Ko­
operation und Verhältnis zum MDK 
(Medizinischer Dienst der Kranken­
versicherung) durchgeführt.6

3 Diese Erhebungen fanden in den Jahren 
1991/92 statt, also vor Erlaß des GSG.
4 Kuren sind eine "Kann-Leistung", die in­
dividuell bei der Kasse zu beantragen ist. Es 
handelt sich daher um mehr als (die anson­
sten übliche) finanzielle Abwicklung extern 
erbrachter Leistungen (Arzt, Krankenhaus); 
es bestehen relativ umfassende Möglichkei­
ten zu einer kasseninternen Ausgestaltung 
von Maßnahmen/Kuren, Kontrollen, Bear- 
tungs- und Informationsleistungen usw.
5 Nota bene: Krankenkassen sind nur für 
Reha-Maßnahmen bei Mitversicherten und 
Rentnern zuständig; bei Erwerbstätigen da­
gegen ist dies die Rentenversicherung.

Neben der Aufarbeitung einschlägiger Publi­
kationen, Gesetzes- und Verordnungstexte, 
Spitzen-Vereinbarungen der verschiedenen Ver­
sicherungsträger usw. sind wir den skizzier-

II. Empirische Befunde: Kassen­
spezifische Verständnisweisen und 
Handlungsmuster

Unser zentrales empirisches Ergeb­
nis ist: Obwohl gesetzliche Regelun­
gen und Kompetenzanspruch der 
ärztlichen Profession den Organisa­
tionen der GKV aus ihrer Sicht nur 
minimale Ermessensspielräume las­
sen, unterscheiden sich Verständ­
nisweisen und Handlungskonzepte 
zwischen einzelnen Kassen nicht 
nur erheblich, sie fügen sich auch zu 
unterschiedlichen kassentypischen 
Mustern (vgl. ausführlicher: M a r - 
s t e d t /M e r g n e r  1993, M a r s t e d t / 
M e r g n e r /M ü l l e r  1993). Dabei 
werden nicht nur unterschiedliche 
"Rehabilitationskonzepte" sichtbar, 
die sich aus allgemeinen Sichtwei­
sen (wie "Beurteilung des Instru­
ments Rehabilitation", "Einschät­
zung des Reha-Bedarfs", "Konkre­
tion der Mitwirkungspflicht der 
Versicherten") und Handlungsrouti­
nen bzw. ihren Ergebnissen (wie 
"Reha-Intensität", "Art der Nutzung 
des MDK", "Kontrollmaßnahmen 
bei Arbeitsunfähigkeit/Kranken­
stand") erschließen lassen. Vielmehr 
werden - durch interpretative Aus­
wertung von Indikatorenbereichen 
wie "Wahrnehmung der Handlungs­
bedingungen der Kasse", Organisati­
onsverständnis", "Aufgabenver­
ständnis", "Sichtweise der Versi­
cherten" oder "Handlungsorientie­
rungen" - auch typische Strukturen 
allgemeiner kassenspezifischer Ver­
ständnis- und Aktionsweisen deut­
lich, denen sich die Rehabilitations­
konzepte schlüssig einfügen.

Differenzen zwischen "Notgemein­
schaften", "Wertegemeinschaften" 
und "Zweckgemeinschaften" - wie

ten Fragestellungen vor allem durch inten­
sive Fallstudien nachgegangen. Zentrales 
methodisches Instrument waren qualitative 
Interviews mit Kassenmitarbeitern auf ver­
schiedenen Hierarchiestufen, von der Sach­
bearbeiterin bis zum Geschäftsführer.
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Typologisches Schema: Kassenspezifische Verständnisweisen und Handlungsmuster
Notgemeinschaften Wertegemeinschaften Zweckgemeinschaften

Wahrnehmung der Handlungsbedingungen der Kasse
Stellung im 

Wettbewerb 
Erkannte Hand­

lungsspiel­
räume 

Perspektiven 
und Moderni­
sierungskon­
zepte

Bedrohung durch ungünsti­
ge Rahmenbedingungen 

Objektiv begrenzte Hand­
lungsmöglichkeiten

Gesundheitspolitische De­
fensive, forcierte marke- 
ting-Strategien zum Erhalt 
des Mitgliederbestands

Nischenexistenz auf dem 
Markt, Versichertennähe 

Kritische Akzeptanz des 
rechtlichen Rahmens, 
Selbstbegrenzung 

Vorsichtige Nutzung ge­
sundheitspolitischer 
Handlungsspielräume

Etablierte Position auf oli­
gopolistischem Markt 

Wettbewerb bestimmt 
Handlungserfordernisse

Grenzüberschreitungen und 
gesundheitspolitische In­
novationen im Organisati­
onsinteresse

Wahrnehmung der Versicherten
H erkunft/sozia­

ler Status

allg. Sichtweise 
d. Versicherten 

Mißbrauch von 
Anspruchs­
regelungen

Unterschichtmilieu und 
-kultur

Nur begrenzt mündige und 
selbständige Mitglieder 

Relativ deutliche M iß - 
brauchsunterstellung

Milieu einer wertkonservati­
ven Mittelschicht

Verantwortungsbewußte 
Gemeinschaftsangehörige 

materiell begründetes Ver­
lassen der gemeinsamen 
Wertebasis durch Einzelne

Selbstbewußt-leistungs­
orientierte Mittelschicht

Kalkulierende Individuen mit 
demokrat. Ansprüchen 

Mißbrauch als ubiquitär 
mögliche Randerschei­
nung

Rehabilitations-Konzepte
Reha-Konzept
Handlungs-

Maxime
Reform-Option

modernistisch-kontrollierend 
M ißbrauch-Kontrolle, Ge­

sundheitserziehung 
mehr individuell-präventive 

Verantwortung

pragmatisch-normbedacht 
Kosten-Nutzen-Legalitäts- 

Abwägungen 
moderate, praxisbezogene 

Veränderungen

kundenzentriert-liberal 
Vorrang von Versicherten­

interessen 
Modernisierung von M aß­

nahmen

Handlungsroutinen (Rehabilitation, Arbeitsunfähigkeit, MDK)
Reha-

Intensität
"Mitwirkungs­

pflicht“
Reha-

Bewilligung

Kontrolle Arb.
Unfähigkeit 

Vorgehen bei 
Krankengeld- 
Bezug

Finanzierung 
von Kuren für 
Erwerbstätige

niedrig (Kurausgaben:
0.5 -1 .6  % ) 

öfter auch eigenständige 
Erteilung von Auflagen 

alle oder fast alle Anträge 
(auch ambulant) nur nach 
MDK-Begutachtung 

systematisch, mit EDV-Un- 
terstützung (screenings) 

i.d.R. automatische MDK- 
Vorladung nach Dia- 
gnose-Prüfung und/oder 
Arztanfrage 

keine, Verweis auf gesetzli­
ches "Verbot“ und Lei­
stungspflicht der Renten­
versicherung (RV)

mittel (Kurausgaben:
1 . 8 - 1 . 9 % )  

in Extremfällen auch eigene 
Auflagen 

ambulant durch Kasse, MDK  
nur bei station. Maßnah­
men und 3-Jahres-Frist 

systematisch durch Sachbe­
arbeiter 

individuelle und fallbezoge­
ne Maßnahmen, Beratung 
und Kontrolle durch 
Hausbesuche 

gelegentlich: bei langwieri­
gem RV-Verfahren, M ög­
lichkeiten der Einsparung 
von Krankengeld

hoch (Kurausgaben: 
über 2 % ) 

nur Akzeptanz externer 
Auflagen 

ambulant, z.T. auch stationär 
(bei medizinisch evidenter 
Indikation) durch Kasse 

systematisch durch Sachbe­
arbeiter 

individuelle und fallbezoge­
ne Maßnahmen, i.d.R. erst 
nach längerem Kranken­
geldbezug 

häufiger: bei RV-Wartezei- 
ten, Antizipation restrikti­
ver RV-Handhabung, bei 
psych. Erkrankungen

wir die verschiedenen "Kassen-Ty- 
pen" benannt haben (vgl. dazu das 
Schema) - sind dabei nicht allein 
erklärbar aus ökonomischen Rah­
menbedingungen, Mitglieder- und 
Risikostrukturen. Sie sind vielmehr 
vor allem geprägt durch - eher ge­
wachsene als strategisch entwickelte 
- Organisationskulturen. Diese zei­
gen sich einerseits in je spezifischen, 
teils eher unterschwellig wirksamen 
Sichtweisen, Normen und Wertori­
entierungen der Entscheidungsträger

und Akteure, sind aber andererseits 
ebenso auffindbar in den Organisati­
onsstrukturen, konkreten Mustern 
der Entscheidungsfindung und des 
Umgangs mit Versicherten oder 
auch in den Kooperationsformen mit 
anderen Institutionen und Verbän­
den.

Eine ausführliche Darstellung unse­
rer Typologie des Kassenhandelns 
und der korrespondierenden Reha- 
bilitations-Konzepte ist hier nicht

möglich, doch sollen die Typen we­
nigstens in einigen Dimensionen 
kurz skizziert werden.

" Notgemeinschaften "

Objektive Basis dieses Typus ist eine 
besondere, sich in relativ hohen Bei­
tragssätzen ausdrückende Risiko­
struktur, sowohl was Grundlohn­
summe, als auch was Leistungsrisi­
ken betrifft. Dementsprechend ist die 
Wahrnehmung und Beurteilung der 
Handlungsbedingungen der Kasse 
realistisch und pessimistisch zu­
gleich: Die Situation wird auch un­
ter dem Aspekt längerfristigen Or­
ganisationserhalts als eher bedroh­
lich eingeschätzt. Die Organisatio­
nen sehen sich in der Defensive, in 
der es vor allem darum geht, das 
Schlimmste zu verhüten. Dringend 
erforderlich erscheint deshalb ein 
forciertes Marketing, um im Wett­
bewerb zu überleben. Das Organisa­
tionsverständnis hebt zum einen vor 
allem ab auf die Heterogenität des 
Versichertenkreises unter sozial­
strukturellen Aspekten und auf den - 
wegen vieler Pflichtmitgliedschaften
- fehlenden positiven Bezug der 
Versicherten auf gemeinsame Ziele 
und Werte. Die Versicherten werden 
als nur begrenzt mündige, hilfebe­
dürftige Klientel wahrgenommen, 
die Schutz und Beistand erhalten, oft 
nur, soweit sie auch bereit sind, Ei- 
gen- und Vorleistungen zu erbrin­
gen. Hintergrund dafür ist ihre Ver- 
ortung in Unter- und unterer Mittel­
schicht, mit der ihnen auch eine 
spezifische Arbeiter-Kultur und Ar- 
beitnehmer-Mentalität (im Sinne ei­
nes defizitären Gesundheitsverhal­
tens) unterstellt wird. Auch deutli­
chere Vermutungen über die Ver­
breitung von "Mißbrauch" gehören 
zu diesem Bild.

Das allgemeine Rehabilitationskon­
zept der Kasse läßt sich charakteri­
sieren als modemistisch-kontrollie- 
rend. Modernistisch ist dieses Kon-
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zept insoweit, als es die Begrenzun­
gen von Rehabilitation (bei deren 
Einsatz "das Kind schon in den 
Brunnen gefallen” ist) angeht durch 
systematische Ansätze zur Einbezie­
hung von Maßnahmen individueller 
Gesundheitserziehung und Verhal­
tens-Prävention auch in den Rehabi­
litationsprozeß, oft durchsetzt mit 
autoritären Momenten von Gesund­
heitserziehung. Diese Tendenz für­
sorglicher Bevormundung wird noch 
deutlicher am Kampf gegen miß­
bräuchliche Nutzung von Rehabili- 
tations-Maßnahmen. Die Regulati­
onsmechanismen sind geprägt durch 
Restriktivst der Leistungsgewäh­
rung, Kontrollambitionen und das 
Bestehen auf Mitwirkungspflichten. 
Indikatoren dafür sind: systemati­
sche Kontrolle individueller Risiko­
faktoren bei Reha-Anträgen, Begut­
achtung nahezu aller Anträge auf 
Vorsorge- wie Rehabilitationsmaß­
nahmen durch den MDK, häufiger 
Rekurs auf "Vorleistungen" von Re­
habilitanden (z.B. Teilnahme an Ge­
sundheitskursen), systematische 
Kontrolle von Arbeitsunfähigkeit, 
Vorladung zur MDK-Begutachtung 
beim Übergang in den Krankengeld­
bezug, Initiativfunktion für Rehabili­
tation von Erwerbstätigen auf der 
Basis des Einsatzes von EDV-ge- 
stützten Screening-Verfahren, 
grundsätzliche Ablehnung der Fi­
nanzierung von Kuren für erwerbs­
tätige Versicherte.

" Wertegemeinschaften "

Materiale Rahmenbedingung dieses 
Typus ist eine Risikostruktur, die 
sich in günstiger Grundlohnsumme 
und relativ niedrigem Beitragssatz 
ausdrückt, im wesentlichen bedingt 
durch einen hohen Anteil freiwillig 
Versicherter. Der Versichertenkreis 
ist aufgrund betrieblicher oder re­
gionaler Zugehörigkeitskriterien 
überschaubar und relativ homogen. 
Ein positiver Bezug der Versicherten 
auf die Organisation wird von der

Kasse gefördert durch Kontinuität 
und Berechenbarkeit der Leistungs­
politik und durch behutsame Image- 
pflege.
In der Wahrnehmung der Hand­
lungsbedingungen stehen einerseits 
"Veisichertennähe", andererseits Si­
cherheit und Prosperitätschancen 
einer relativ komfortablen Nischen­
existenz auf dem Markt im Vorder­
grund. Begrenzungen von Hand­
lungsmöglichkeiten werden - außer 
im rechtlichen Rahmen - vor allem 
gesehen in selbstgesetzten Hand­
lungsmaximen und gleichlaufenden 
Erwartungen der Mitgliedschaft auf 
Solidität und Bewahrung des Er­
reichten. Ergo werden gesundheits- 
wie organisationspolitische Hand­
lungsspielräume durchaus betont, 
ihre Nutzung allerdings de facto be­
grenzt durch eher vorsichtige, nicht­

expansive Marktstrategien und sehr 
bedächtige Innovationen. Die Sicht­
weise der Versicherten stellt auf de­
ren intentionale Einordnung in die 
Werte- und Zielgemeinschaft der 
Kasse ab, ohne daß dies unvereinbar 
wäre mit der Akzeptierung von Au­
tonomie und Selbstbewußtsein der - 
implizit einer wertkonservativen 
Mittelschicht zugeordneten - Mit­
glieder. Mißbrauch wird vor allem 
im Verlassen der gemeinsamen 
Wertgrundlage durch einzelne ge­
sehen, wobei vor allem eine zuneh­
mende Dominanz materieller Orien­
tierungen bei Bessergestellten kriti­
siert wird.

Das Rehabilitations-Konzept dieses 
Typus ist pragmatisch-normbedacht. 
In Kosten-Nutzen-Kalküle fließen 
ökonomische Aspekte ebenso ein wie
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Qualitative Forscher nähern sich ihrem Untersuchungsgegenstand in der Re­
gel nicht mit präzise operationalisierten Hypothesen, sondern mit oftmals va­
gen AusgangsfragcstcUungen, die erst in Auseinandersetzung mit dem Un- 
tersuchungsgegenstand zu theoretischen Konzepten ausformulicrt werden, ln 
der qualitativen Sozialforschung sind etliche Konzepte entwickelt worden, 
wie sich ein solches Vorgehen "empirisch begründeter Thcoriebildung* me- 
thodisieren läßt.

Die wissenschaftstheoretische Bcgründbarkeit und methodologische Zuläs­
sigkett solcher Verfahren aber sind seit langem umstritten, ln der Diskussion 
erweist es sich dabei als ein besonderes Hindernis, daß von qualitativen Me­
thodologen Berührungspunkte zu Debatten der modernen analytischen Wis­
senschaftsphilosophie oft eher vermieden als gesucht werden.

Diese Lücke soll im ersten Teil des Buches geschlossen werden, indem Kon- 
> zepte und Entwicklungen der analytischen Wissenschaftstheorie für qualita­

tive Methoden fruchtbar gemacht werden. Hierzu wird auf aktuelle Diskus­
sionen über die Genese wissenschaftlichen Wissens im Anschluß an Lakatos 
und Lauden und über die Bedeutung hypothetischen bzw. abduktiven 
Schließern im  Anschluß an Peirce und Hanson Bezug genommen und neue­
ste Arbeiten über die Rationalisierbarkeit des Entdeckungszusammenhangs 
herangezogen.

In seinem Fazit argumentiert Kelle dafür, daß eine wissenschaftstheoretische 
Grundlegung qualitativer Sozialforschung jenseits naiv induktivistischer und 
empiristischer Konzepte möglich ist.

Mit dieser Studie wird eine forschungslogische Grundlage für die qualitative 
Lebenslaufforschung angeboten, die viele Anregungen zur methodisch trans­
parenten Theoriebildung bereithllt.

Deutscher Studien Verlag, D-69441 Weinheim

gesundheitspolitische Effekte, Versi­
cherten- und Kassen-Interessen. Be­
stimmendes Handlungskriterium ist 
es, das gesundheitspolitisch "Sinn­
volle" mit dem ökonomisch "Mach­
baren" in Einklang zu bringen. Die 
Regulationsmechanismen sind über­
wiegend permissiv, werden biswei­

len jedoch ergänzt durch einzelfall- 
bezogene Auflagen und Kontrollen. 
MDK-Empfehlungen zu gesund­
heitsbezogenen "Vorleistungen" vor 
Antragsbewilligung oder zur Teil­
nahme an Gesundheitskursen wer­
den akzeptiert, jedoch wird nicht 
systematisch bei den Antragstellern

"nachgehakt". Man will nicht Vor- 
reiter von Gesundheitserziehung 
sein, auch wenn in Extremfällen in­
dividuelle Mitwirkung eingeklagt 
wird. Die Bewilligung beantragter 
Maßnahmen erfolgt bei ambulanten 
Kuren in der Regel in autonomer 
Entscheidung, nur stationäre Kuren 
werden zur Begutachtung zum MDK 
gegeben. Die Kontrolle des Arbeits­
unfähigkeitsgeschehens erfolgt noch 
allein durch Sachbearbeiter, in ei­
nem bestimmtem Zeitrhythmus oder 
nach Suchroutinen. Je nach Sachla­
ge werden beim Eintritt in den 
Krankengeldbezug fallbezogene 
Maßnahmen in Gang gesetzt. Eine 
Finanzierung von Kuren für er­
werbstätige Mitglieder kommt für 
die Kasse insbesondere dann in 
Frage, wenn die Antrags- und Be­
gutachtungsprozedur durch die Ren­
tenversicherung sich absehbar lang­
wierig gestaltet und so die Möglich­
keit besteht, die Dauer des Kranken­
geldbezugs durch die Übernahme 
der Rehabilitation abzukürzen.

" Zweckgemeinschaften "

Wesentliche objektive Rahmenbe­
dingungen sind hier: Eine relativ 
günstige Risikostruktur, ein nur im 
Hinblick auf versicherungsrechtli­
chen Status und Qualifikation ho­
mogener, ansonsten aber weder re­
gional noch betriebsbezogen einge­
grenzter Versichertenkreis, eine Or­
ganisationsstruktur, die auf die 
Größe des Organisationsbereichs der 
Kasse mit deutlicher Zentralisie­
rung, klaren Zuständigkeitsabgren­
zungen, Verregelungstendenzen und 
fortentwickelten Rationalisierungs­
konzepten antwortet.
In der Wahrnehmung der Hand­
lungsbedingungen wird zunächst die 
etablierte, wenngleich immer neue 
Anstrengungen im Wettbewerb er­
fordernde Position auf einem oligo­
polistisch strukturierten Markt ak­
zentuiert. Der freiwillige Beitritt der 
Mitglieder wird als Ergebnis einer
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vorwiegend ökonomisch motivierten, 
jederzeit revidierbaren Wahlhand­
lung definiert, die deshalb durch 
Verbesserung der Dienstleistungen 
immer neu bestätigt werden muß. 
Der Charakter der Leistung wird vor 
allem bestimmt als "Kundenservice" 
bzw. "Dienstleistung". Die gesund­
heitspolitische Leitlinie ist durch 
Vorstellungen von inhaltlicher Mo­
dernisierung (im Sinne einer größe­
ren "Versichertennähe" durch ver­
stärkte Beratungs- und Informations- 
Angebote, reformierte Rehabilitati­
ons-Formen oder Gesundheitsförde- 
rungs-Kurse) und ökonomischem 
Erfolg zugleich bestimmt. Die stark 
individualistische Sichtweise der 
Versicherten hebt auf zwei Kriterien 
ab: die Interessenwahmehmung der 
auf die Relation von Beitrag und 
Leistungen achtenden Individuen 
auf der einen, die Autonomie und 
Selbstbestimmung der Versicherten 
(im Hinblick auf Datenschutz ebenso 
wie Gesundheitsverhalten) auf der 
anderen Seite. "Mißbrauch" von 
Kassenleistungen ist daher ein den 
Verständnisweisen der Kasse eher 
unangemessener, "systemfremder" 
Begriff.

Das Rehabilitations-Konzept in die­
sem Kassentyp ist kundenzentriert- 
liberal. Man ist auf der Suche nach 
neuen Maßnahmen und gesundheits­
politischen Strategien, die insbe­
sondere einem Kriterium genügen 
müssen: der Kundennähe bzw. der 
Kompatibilität mit Interessen und 
Verhaltensgewohnheiten von Versi­
cherten - und damit auch der 
"Wettbewerbstauglichkeit". Die Re­
gulationsmechanismen der Kasse 
sind daher sehr "kulant". Kontrolle, 
Anmahnung von Mitwirkungspflich­
ten, restriktive Leistungsgewährung 
werden als problematisch, weil die 
Versicherten möglicherweise verär­
gernd, angesehen. Zwar werden bei 
vielen Versicherten durchaus ge­
sundheitsriskante Verhaltensge­
wohnheiten wahrgenommen, diese

werden aber akzeptiert als Folge au­
tonomer Bedürfnisse und Interessen 
mündiger Bürger, die eine Einmi­
schung entschieden ablehnen wür­
den. Die als bürokratisch einge­
schätzte Praxis des MDK legitimiert 
auch Fälle abweichender eigener 
Entscheidungen. Anlässe für eine 
Inanspruchnahme des MDK sind 
sehr eingeschränkt: Nicht nur ambu­
lante Kuren, sondern in Einzelfallen 
mit "medizinischer Evidenz" werden 
auch stationäre Kuren autonom 
bewilligt. Vorteile einer EDV-Unter- 
stützung zur Kontrolle der Arbeits­
unfähigkeit erscheinen gering, die 
Interessen an einer Respektierung 
von Autonomie und Datenschutz 
überwiegen: Man will keinen 
"gläsernen Versicherten". MDK-Be- 
gutachtungen von Krankschreibun­
gen sind selten und erfolgen, wenn 
überhaupt, so erst nach sehr langem 
Krankengeldbezug. Auch in der Fi­
nanzierung von Kuren für Erwerbs­
tätige überwiegt das "Kundeninteres­
se" gegenüber einer buchstabenge­
treuen Gesetzesauslegung: In Eilfäl- 
len, bei absehbar längeren Bearbei­
tungszeiten durch die Rentenversi­
cherung oder auch bei psychischen 
und psychosomatischen Erkrankun­
gen übernimmt die Kasse die Re­
habilitations-Kosten.

HI. Soziale Differenzierung der 
Regulationsmuster

Die vorstehende Skizze differieren­
der Wahmehmungs- und Hand­
lungsmuster in unterschiedlichen 
Kassentypen sollte zweierlei deutlich 
machen: Erstens: Vor dem Hinter­
grund der eingangs angerissenen 
Problemverschärfungen im Bereich 
Gesundheit und medizinische Ver­
sorgung finden sich auch in den 
Kassen Ansätze zur Veränderung 
der Regulationsmechanismen und 
Handlungsstrategien - insbesondere 
im Zielbereich der Vermeidung von 
Risiken und Extremfolgen chroni­
scher Erkrankung. Neben einer

- Verstärkung restriktiver und kon­
trollierender Tendenzen (Über­
prüfung formaler Anspruchsvor­
aussetzungen und medizinischer 
Indikation von Kuren, Eindäm­
mung von "Mißbrauch") findet 
sich auch eine

- Ausweitung von Maßnahmen zur 
Verhaltensprävention und Ge­
sundheitsförderung, die verbun­
den ist mit dem Aufbau eigen­
ständiger Beratungs-, Informati- 
ons- und Betreuungs-Angebote. 
Gleichzeitig ist jedoch zu beob­
achten die

- Zunahme der "Bedingung" von 
Leistungen im Rahmen der. 
"Mitwirkungspflicht" der Versi­
cherten nach § 1 SGB V.

- Der Vollständigkeit halber seien 
schließlich - von Gesetzgeber und 
gesellscha ftl ichen Interessengrup­
pen ausgehende - Tendenzen zur 
Reprivatisierung bislang von der 
Solidargemeinschaft getragener 
Risiken erwähnt.

Zweitens: Diese Veränderungen lau­
fen offensichtlich ungleichzeitig ab, 
finden sich, wie unsere Typologie 
belegen sollte, derzeit in verschiede­
nen Organisationen der GKV in un­
terschiedlichem Maße: gehäuft in 
"Notgemeinschaften", vereinzelt in 
"Wertegemeinschaften" und so gut 
wie gar nicht in "Zweckgemein­
schaften". Unsere Typisierung ist 
zwar nicht deckungsgleich mit Kas­
senarten, auch wenn begrenzte 
Überschneidungen bestehen. Ein 
relativ systematischer und durch­
gängiger Zusammenhang findet sich 
jedoch mit Merkmalen wie Ein­
kommen, Sozialstatus und Bil­
dungsniveau der jeweiligen Versi­
cherten. Kontrolliert und interve­
niert wird nach unseren Befunden 
bei Angehörigen der unteren Sozial­
schichten, fast unkontrolliert bewil­
ligt werden Ansprüche der besser 
verdienenden und mit entwickelte­
ren Sozialfertigkeiten ausgestatteten
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Versicherten, vor allem der freiwil­
lig Versicherten.

Die Regulationsmechanismen inner­
halb der GKV verstärken so Struktu­
ren sozialer Ungleichheit im Bereich 
der Gesundheit, wie sie in vielfälti­
gen Forschungsberichten zur sozia­
len Differenzierung von Erkran- 
kungs- und Schädigungsrisiken, 
Morbidität und Mortalität, Gesund­
heitsverhalten und Inanspruchnah­
me des Medizinsystems festgestellt 
worden sind, (vgl etwa: MlELCK 
1993, HUSTER 1990). Pointiert for­
muliert: Rehabilitationskonzepte 
(und auch allgemeiner: Leistungs-

konzepte) der Kassen sind dort au- 
toritär-kontrollierend, wo Informati­
on und Anregung am meisten ver­
mißt werden, und sie sind dort per­
missiv-kulant, wo - nach eigener 
Aussage der Kassen-Akteure - eine 
medizin-konsumtive Anspruchsin­
flation zu beobachten ist. Soziale 
Bedarfsdeckung im Rahmen der In­
stitution GKV folgt damit weniger 
einer risiko-orientierten Logik der 
Überbrückung oder Vermeidung ne­
gativer Statuskarrieren, sondern ge­
horcht eher der jeweiligen sozialen 
Kompetenz von Versicherten zur 
Durchsetzung von - vermeintlichen 
und tatsächlichen - Ansprüchen.

IV. Institutioneller Paternalismus 
und soziale Ungleichheit: Ein 
grundlegender Wandel wohl­
fahrtsstaatlicher Regulationskon­
zepte?

Wenn wir - wie oben - von "Un­
gleichzeitigkeit" der Durchsetzung 
der beschriebenen Veränderungen 
sprechen, so ist damit ein Trend 
unterstellt. In der Tat gehen wir da­
von aus, daß sich derzeit in der 
GKV neben restriktiven Tendenzen 
(Leistungskürzungen, Reprivatisie­
rung von Risikofolgenbewältigung) 
auch eine qualitative Erweiterung 
des Leistungsspektrums (Ergänzung 
kompensatorischer materieller und 
kurativer medizinischer Leistungen 
um Prävention und Gesundheits­
förderung, Übergang von reaktiver 
Krankheitsverwaltung zu prospekti­
ver "Gesundheitsgestaltung"), und 
vor allem ein Formwandel der Lei­
stungsadministration beobachten 
läßt: Dabei werden nicht nur die be­
kannten Mittel restriktiv-kontrollie- 
render Prüfung von Leistungsvor­
aussetzungen wiederbelebt, sondern 
sie werden ergänzt um die Bindung 
von Leistungsgewährung an indivi­
duelle Mitwirkung. Das Leitbild der
- auch aktiven, auf die Identifikation 
von nicht reklamiertem Bedarf zie­
lenden - Befriedigung fraglos aner­
kannter Ansprüche, der versicher­
tenfreundlichen Gestaltung des Ver­
waltungsgeschehens, des Ausgleichs 
sozialer Benachteiligungen auch 
durch Informations- und Beratungs­
leistungen, wird tendenziell ersetzt 
durch eine fürsorgliche Kontrolle, in 
der präventive Intentionen durchaus 
aufgehoben sind, aber nicht auf der 
Basis von Aufklärung und Partizipa­
tion, sondern von expertokratischem 
Handeln "im wohlverstandenen Inte­
resse" der Einzelnen und des Ge­
meinwohls realisiert werden sollen. 
Das heißt, dieser Leitbildwandel ist 
nicht nur ein Reflex auf Einspar- 
zwänge, sondern auch Ergebnis der
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Durchsetzung von Sichtweisen pro­
fessioneller Experten.

Mit dem Begriff des "neuen institu­
tionellen Paternalismus" versuchen 
wir diese Tendenz zu fassen. Weitet 
man nun den Blick aus auf Bereiche 
sozialer Bedarfsdeckung durch staat­
liche und para-staatliche Institutio­
nen außerhalb der GKV, so scheint 
es, als sei sie in zunehmendem Maße 
auch in anderen Feldern (Renten­
versicherung, Arbeitsamt, Sozialäm­
ter, Gesundheitserziehung usw.) zu 
beobachten. Dieser Wandlungspro­
zeß hat unseres Wissens bislang 
recht wenig Aufmerksamkeit gefun­
den.

Das Bild, das üblicherweise von Ge­
halt und Gestalt wohlfahrtstaatlichen 
Risikomanagements gezeichnet 
wird, erscheint als recht eindimen­
sional, ja sogar als weitgehend sta­
tisch. H a b e r m a s  (1985, S. 147) 
sieht die Regulationsmechanismen 
der besagten Institutionen angesichts 
von Risikolagen im Lebensverlauf 
der Individuen im wesentlichen als 
materiell entschädigend oder aus­
gleichend, als "kompensatorische 
Leistungen, die die Grundrisiken der 
Lohnarbeit (Unfall, Krankheit, Ver­
lust des Arbeitsplatzes, unversorgtes 
Alter) auffangen sollen. (...) Für Be­
lastungen, die mit einem gepolster­
ten Status abhängiger Erwerbsarbeit 
immer noch verknüpft sind, wird der 
Bürger in seiner Rolle als Klient 
wohlfahrtsstaatlicher Bürokratien 
mit Rechtsansprüchen und in seiner 
Rolle als Konsument mit Massen­
gütern entschädigt." Der Kern des 
Risiko-Managements der Renten- 
und Krankenversicherung, der Be­
rufsgenossenschaften, Arbeits- und 
Sozialämter ist die Distribution 
monetärer Leistungen (Kranken- 
und Arbeitslosengeld, Renten, Fi­
nanzierung von Heilmitteln oder 
medizinischen Dienstleistungen 
usw.), wobei diese teils beitragsbezo­
gen quantitativ differenziert, teils

egalitär ("Sachleistungsprinzip") ge­
währt werden. Veränderungsprozes­
se wurden bislang vor allem erkannt 
auf der Ebene quantitativer Reduk­
tion und qualitativer Restriktion von 
Leistungen, etikettiert je nach politi­
schem Standort als "Sozialabbau" 
oder "Eingrenzung von Mißbrauch". 
Wo über den "Umbau" des Sozial­
staats diskutiert wird, ist meist von 
Leistungskürzungen, Rationalisie­
rung der Verwaltung (lean admini­
stration), die aber auch verbesserte 
Kontrolle der Leistungsempfänger 
einschließt, und von Reprivatisier­
ung materieller Vorsorge und Be­
darfsdeckung unter dem Diktat fis­
kalischer Zwänge die Rede. Darüber 
hinausgehende qualitative Verände­
rungen bleiben dagegen meist aus 
dem Blick.

Und dennoch sind - so unsere Hypo­
these zur Interpretation der oben 
dargestellten empirischen Befunde - 
gemessen an den Kriterien "Art der 
Leistungen" und vor allem "Verfah­
rensweisen der Leistungsadministra­
tion" aktuell Veränderungstenden­
zen der ideellen Grundlagen und des 
sozialen Gehalts wohlfahrtsstaatli- 
cher Regulierung erkennbar, die für 
die Leistungsempfanger nicht fol­
genlos bleiben. Diese Tendenzen 
können als Übergang von einer 
fraglosen Befriedigung quantitativer 
und aktiven Identifikation qualitati­
ver Hilfeansprüche zur partiellen 
Reprivatisierung von Risikovermei­
dung und -bewältigung sowie zur In­
strumentalisierung der Eigenverant­
wortung der Sozialleistungsempfän- 
ger gekennzeichnet werden. Auf der 
Makro-Ebene betrachtet, deuten sie 
möglicherweise einen - sicherlich 
durch die Veränderung politischer 
Großwetterlagen7 angestoßenen -

Mit diesem Begriff wollen wir andeuten, 
daß es um mehr geht, als um bloße neue 
Mehrheitsverhältnisse in der Legislative und 
entsprechenden Wechsel von Regierungen. 
Vielmehr geht es um die Durchsetzung 
neuer Paradigmata, neuer Grundlagen und

Übergang zu einer neuen Phase der 
gesellschaftlichen Bestimmung des 
konkreten Gehalts des Wohlfahrts­
staats an.

Diese Transition ist derzeit noch 
zögerlich und keimhaft, selbst wenn 
im Lauf der Jahre immer weitere Be­
reiche staatlichen und para-staatli­
chen Wohlfahrtshandelns affiziert 
wurden. Sie ist auch zunächst nicht 
mehr als fiskalisch begründete ma­
terielle Restriktion im bereits be­
schriebenen Sinne. Zunehmend zeigt 
sich jedoch auch dort, was wir be­
züglich der GKV den "neuen insti­
tutionellen Paternalismus" genannt 
haben. Immer deutlicher wird der' 
Bedeutungsgewinn von Strategien 
erkennbar, die die Gewährung ma­
terieller Leistungen und die Bereit­
stellung immaterieller Hilfen unter 
neue Bedingungen stellen, d.h. auch, 
ergänzen (bzw. ersetzen) durch In­
terventionen und Direktiven. Für die 
betroffenen Individuen wird der Lei­
stungsbezug unmittelbar verknüpft 
mit Auflagen, die eine massive Än­
derung von Alltagsroutinen und 
Handlungsmustem verlangen.

Die Verpflichtung zur beruflichen 
Umschulung ist hier ebenso zu nen­
nen wie die Durchführung von Re­
habilitationsmaßnahmen vor dem 
Bezug von Erwerbs- oder Berufsun- 
fähigkeitsrenten. Schon des öfteren 
vorgeschlagen wurde die Bindung 
von Sozialhilfe an die Übernahme 
sozial nützlicher “Gemeinschaftsar­
beiten” durch Asylbewerber und 
Sozialhilfeempfänger.8 Ebenso bis­
lang noch Programmatik ist im Be­
reich der Gesetzlichen Krankenver-

Zielsetzungen von Politik, die nur auf dem 
Hintergrund veränderter Stimmungslagen in 
der Bevölkerung, veränderter politisch-kul- 
tureller Hegemonieverhältnisse und damit 
veränderter Realisierungschancen von ge­
sellschaftlicher Macht möglich ist.
8 Dem fiskalischen Druck, der auf den 
Kommunen lastet und der neo-kon­
servativen Rhetorik beugt sich in jüngster 
Zeit nun auch die Sozialdemokratie.
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Sicherung die Einführung von Bo­
nus-Regelungen für regelmäßige 
Vorsorge-Untersuchungen und Arzt­
besuche oder von Malus-Regelungen 
für Raucher und Trinker, Drachen­
flieger und Skifahrer. Faktum ist je­
doch bereits: Der Verzicht auf eine 
regelmäßige zahnärztliche Untersu­
chung bringt seit dem Gesundheits- 
reformgesetz eine Erhöhung der spä­
teren Eigenbeteiligung für Zahner­
satz mit sich. Und die in § 1 des 
SGB V deklarierte "Mitwirkungs­
pflicht" der Versicherten bedeutet, 
daß etwa die Bewilligung von Re­
habilitations-Maßnahmen in letzter 
Zeit immer öfter abhängig gemacht 
wird von ärztlich kontrollierten in­
dividuellen Vorleistungen: Ge­
wichtsreduzierung etwa bei adipösen 
Versicherten, Teilnahme asthmati­
scher Versicherter an Raucher-Ent- 
wöhnungskursen, längere Absti­
nenzphasen für Alkoholiker und 
Drogenabhängige.

Damit sind beispielhaft Veränderun­
gen benannt, die in ihrem sozialen 
Gehalt hinausgehen über den bloßen 
Appell an Mitwirkung und Eigen­
verantwortung. Indem die beantrag­
ten Leistungen nur unter Bedingun­
gen gewährt werden, werden poten­
tielle Leistungsempfänger tenden­
ziell nicht nur instrumentalisiert für 
die Bewältigung der allgegenwärti­
gen finanziellen Probleme im Sy­
stem der Sozialen Sicherung. Sie 
werden auch in neuer Weise for­
miert, wenn "compliance" - also 
Folgebereitschaft, Verfügbarkeit, Be­
folgungsverhalten - zur Vorausset­
zung wohlfahrtsstaatlicher Bedarfs­
deckung wird.

Wenn diese Überlegungen zutreffen, 
so wandelt sich das Verständnis von 
staatlicher und para-staatlicher Re­
gulierung sozialer Probleme grund­
legend. Es geht nicht mehr nur um 
die Bekämpfung der "Anspruchs­
mentalität" durch die Reprivatisie­
rung von Sicherungsleistungen, es

geht um veränderte Definitionen von 
Bedürftigkeit und Anspruchsberech­
tigung. Über die legitime Stimulie­
rung von Eigenverantwortung hin­
aus bedeutet die Bindung von Lei­
stungen an soziale Eigenleistung 
nicht nur die weitergehende Öffnung 
des Privatbereichs für regulierende 
Eingriffe, sie hat auch symbolische 
Bedeutung: Wird mit der Akzeptie­
rung des Prinzips von den Betroffe­
nen doch auch ein Eingeständnis der 
Mitschuld an der Entstehung ihrer 
Probleme und eine Erklärung prinzi­
pieller Subaltemität und Verfügbar­
keit als Gegenleistung für Schutz 
und Hilfe abgegeben. So gesehen ist 
die gegenwärtige Renaissance des 
Terminus der "Gemeinschaft" nur 
konsequent: ist doch damit die Un­
terordnung des Einzelnen unter ein 
übergeordnetes Ziel, die Disziplinie­
rung von Abweichenden wie die 
Exklusion der nicht den kollektiven 
normativen Vorstellungen Entspre­
chenden, die Rückbindung der 
SelbstVerwirklichungsziele der Indi­
viduen an ein wie immer und von 
wem auch immer definiertes "Ge­
meinwohl" ebenso beschrieben wie 
der Bedeutungsverlust demokrati­
scher Ansprüche und die weitere 
Aushöhlung eines egalitär verstan­
denen Solidarprinzips.
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Nachrichten aus dem Sfb
Berufungen, Habilitationen, Pro­
motionen

- Prof. Dr. Ansgar Weymann (A4) 
hat einen Ruf an die Universität 
Bamberg abgelehnt.
- Prof. Dr. Stephan Leibfried (D3) 
hat einen Ruf an die Humboldt-Uni­
versität zu Berlin abgelehnt.
- Dr. Mechtild Oechsle (B2) hat ei­
nen Ruf an die Universität Bielefeld 
angenommen.
- Dr. Johann Behrens (C4) hat einen 
Ruf an die Fachhochschule Fulda 
angenommen.
- Dr. Gerd Göckenjan (D2) nimmt 
auch im Wintersemester 1994/95 
eine Gastprofessur an der Hum- 
boldt-Universität zu Berlin wahr.
- Habilitiert haben sich Prof. Dr. 
Birgit Geissler (Fachhochschule 
Hamburg, früher B2) und Dr. Diet­
rich Milles (Dl).
- Die Habilitationsschrift wurde von 
Dr. Ulrike Nagel (YE1) eingereicht. 
Weiterhin wird sie im Sommerse­
mester 1995 als Gastprofessorin an 
der Gesamthochschule Universität 
Kassel tätig sein.
- Promoviert haben Vera Helling 
(Al) und Monika Ludwig (D3).

Gastwissenschaftlerlnnen im Sfb

Seit Frühjahr 1994 haben folgende 
Gastwissenschaftlerlnnen im Sfb 
gearbeitet: Graham Lowe (Edmon­
ton), Rachel Aber-Schlesinger und 
Benjamin Schlesinger (Toronto), 
Jeylan T. Mortimer und Je ff Broad- 
bent (Minneapolis), Jon Eivind Kol- 
berg (Oslo), Valerie K. Oppenhei­
mer (Los Angeles), und Anne Lise 
Ellingsceter (Oslo).

Für das Jahr 1995 wurden eingela­
den: Kathleen Gerson (New York), 
Robert Walker (Loughborough), 
Randall Collins (Riverside, Ca.) und 
Delbert Elliot (Boulder, Col.).

Einladungen an Sfb-Mitglieder

- Prof. Dr. Helga Krüger forschte 
von September bis Dezember 1994 
als Gastprofessorin an der University 
of Toronto, Kanada.

- Prof. Dr. Walter R. Heinz wird sich 
im März 1995 als Distinguished 
Visiting Professor an der University 
of Alberta in Edmonton, Kanada, 
aufhalten.

Tagungen, Konferenzen

Das 4. Symposium des Sfb 186 zum 
Thema "Lebenslaufpolitik - In­
stitutionen und Statusmanagement" 
wird vom 20. - 21.September 1995 
an der Universität Bremen stattfin­
den. Auf dieser Tagung werden die 
bisherigen Forschungsergebnisse der 
Sfb-Projekte im Mittelpunkt stehen.

Der Bereich Methoden und EDV des 
Sfb 186 (Dr. Udo Kelle, Dr. Gerald 
Prein und Dipl.-Soz. Susann Kluge) 
veranstaltete im Oktober 1994 die 
Konferenz "Empirically Based The­
ory Construction and Qualitative 
Life Course Research". Unter den 
Referenten befanden sich Prof. Dr. 
Uta Gerhardt (Heidelberg), Prof. 
Juliet Corbin (San Jose, CA) und 
Prof. Michael Huberman (Boston). 
Eine Veröffentlichung der Konfe­
renzbeiträge ist in Vorbereitung.

Neue Bücher aus dem Sfb 186

Im Herbst 1994 sind erschienen:
- Michael Zwick (Hrsg.) (1994): 
"Einmal arm, immer arm? - Neue 
Befunde zur Armut in Deutschland", 
Frankfurt/M., Campus Verlag (192 
S.; ISBN 3-593-35174-9).
- Petra Buhr (1994): "Dynamik von 
Armut - Dauer und biographische 
Bedeutung von Sozialhilfebezug"

Opladen, Westdeutscher Verlag, 
(248 S.; ISBN 3-531-12633-4).

- Wolfgang Voges (1994): "Miß­
brauch des Rentensystems? Invalidi­
tät als Mittel der Frühverrentung", 
Frankfurt/M., Campus Verlag (290 
S.; ISBN 3-593-34999-X.

- Udo Kelle (1994): "Empirisch 
begründte Thoriebildung - Zur Lo­
gik und Methodologie interpretativer 
Sozialforschung" (siehe Anzeige S. 
15).

1995 werden erscheinen:
- Stephan LeibfriedILutz Leisering 
u.a. (1995): "Armutsrisiken in 
Deutschland - Lebensläufe im Sozi­
alstaat", Frankfurt/M., ed. suhrkamp 
Nr.1923.

- Walter R. Heinz (1995): "Arbeit, 
Beruf und Lebenslauf, Frankfurt/M., 
Juventa.

- Ansgar Weymann/Walter R. Heinz 
(eds.)(1995): Biography and Socie­
ty. Weinheim, DSV.
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